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Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz zur Änderung von Vorschriften aus 
dem Bereich des Dienstrechts

A. Problem und Regelungsbedürfnis

In Umsetzung des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 17. No-
vember 2017, Aktenzeichen 2 C 25/17, und des Beschlusses des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 31. Januar 2019, Aktenzeichen 1 WB 28.17, 
hat der Bundesgesetzgeber mit § 34 Abs. 2 des Beamtenstatusgesetzes 
(BeamtStG) eine hinreichend bestimmte Ermächtigungsgrundlage zur 
Regelung des Erscheinungsbildes von Beamtinnen und Beamten ge-
schaffen. Wesentliche Fragen des Eingriffs in die Grundrechte von Beam-
tinnen und Beamten werden damit in einer Leitentscheidung des parla-
mentarischen Gesetzgebers geregelt. Nach § 34 Abs. 2 Satz 5 BeamtStG 
sind die Länder ermächtigt, Einzelheiten zum äußeren Erscheinungs-
bild durch Landesrecht zu bestimmen. Aus Gründen der Rechtssicher-
heit soll diese Konkretisierung durch eine gesetzliche Verordnungser-
mächtigung im Thüringer Beamtengesetz erfolgen. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels will das Land als 
moderner Dienstherr ein ansprechendes Arbeitsumfeld schaffen, um 
engagiertes und leistungsfähiges Personal langfristig halten und weiter-
entwickeln zu können. Hierfür soll Beamtinnen und Beamten, die inner-
halb oder außerhalb ihres Dienstverhältnisses eine neue Laufbahn ein-
schlagen wollen und dafür einen neuen Vorbereitungsdienst und eine 
neue Probezeit ableisten müssen, was derzeit nur nach vorheriger Ent-
lassung aus dem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit möglich ist, das 
Weiterbestehen des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit neben dem 
neuen Beamtenverhältnis auf Widerruf oder dem anschließenden Be-
amtenverhältnis auf Probe durch Ergänzung des Thüringer Beamten-
gesetzes ermöglicht werden. 

Das Tragen von Namensschildern durch Polizeivollzugsbeamte soll Of-
fenheit, Transparenz des Handelns und Identifikation mit dem örtlichen 
Bereich zum Ausdruck bringen und damit das Vertrauen in die Polizei 
in Thüringen stärken. Den besonderen konfliktträchtigen Situationen 
im geschlossenen Einsatz Rechnung tragend wird beim Einsatz in ge-
schlossenen Einheiten statt des Namensschildes eine repersonalisier-
bare numerische Kennzeichnung getragen. Damit kann eine nachträg-
liche Identifizierung der handelnden Beamten sichergestellt werden, um 
zum Beispiel strafrechtliche Vorwürfe aufklären zu können. Beide Ver-
pflichtungen sind in Thüringen aktuell durch Verwaltungsvorschriften 
geregelt. Während durch die Mehrzahl der anderen Länder, die sich für 
eine Trageverpflichtung entschieden haben, ebenfalls eine Regelung 
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durch Verwaltungsvorschrift erfolgt ist, wurden in einigen Ländern spe-
zielle gesetzliche Grundlagen geschaffen. Nach der jüngeren Recht-
sprechung einiger Landesverfassungsgerichte sowie des Bundesver-
waltungsgerichts handelt es sich bei der Verpflichtung zum Tragen eines 
Namensschildes allerdings um einen Eingriff in das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung des Beamten, für den die Gerichte eine ge-
setzliche Rechtfertigung fordern, die im Thüringer Beamtengesetz ge-
schaffen werden soll. 

Es ist grundsätzlich Aufgabe aller Dienstherren, den von ihnen benö-
tigten Beamtennachwuchs selbst auszubilden. Die Anzahl der von klei-
neren Dienstherren ausgebildeten Personen hat jedoch in den letzten 
Jahren mit dem Bedarf nicht Schritt gehalten. Aus diesem Grund ist es 
zu einer breiten Abwanderungsbewegung jüngerer Beamte gekommen. 
Hierdurch sind wiederum vielfach Personallücken entstanden, die nicht 
immer zeitgerecht geschlossen werden konnten. Es besteht damit die 
Notwendigkeit, die Dienstherren zu motivieren, eigene Ausbildungska-
pazitäten für die Beamten zu schaffen. Dies soll dadurch erreicht wer-
den, dass in das Thüringer Beamtengesetz eine Regelung eingefügt 
wird, bei der Deckung des Personalbedarfs im Wege der Abwerbung 
von ausgebildeten Beamtinnen und Beamten mit einer Beteiligung des 
abwerbenden neuen Dienstherrn an den Ausbildungskosten einhergeht. 

Weiterhin besteht Anpassungsbedarf im Thüringer Beamtengesetz hin-
sichtlich der Regelungen zur Beihilfe. Zu einem sind aufgrund des We-
sentlichkeitsvorbehalts Regelungen aus der Thüringer Beihilfeverord-
nung in das Thüringer Beamtengesetz zu übernehmen. Zum anderen 
bedarf die Regelung zu den zu berücksichtigenden Einkünften einer 
Ergänzung, weil von der bisherigen Regelung ausländische Einkünfte 
nicht erfasst werden, obwohl diese die wirtschaftliche Selbstständigkeit 
erhöhen. Ferner bedarf die Ermächtigungsgrundlage für den Erlass der 
Thüringer Beihilfeverordnung aufgrund des Bestimmtheitsgebots mit 
Blick auf den Inhalt, den Zweck und das Ausmaß der Ermächtigung ei-
ner Konkretisierung und Ergänzung. 

Die Regelung zu den Personalaktendaten über Beihilfen erfordert mit 
Blick auf die zukünftig beabsichtigte elektronische Speicherung der Bei-
hilfebelege und die damit einhergehenden Prüfungsmöglichkeiten für 
die Verarbeitung der Ergänzung einer konkreten Zweckbestimmung.

Die Regelung zur Aussonderung von Personalakten im Thüringer Beam-
tengesetz bedarf zum einen aufgrund des Thüringer Altersgeldgesetzes 
einer Anpassung und zum anderen einer Verlängerung der Aufbewah-
rungsfrist für elektronisch gespeicherte Beihilfebelege zur Vermeidung 
von Mehrfacherstattungen sowie zur effektiven Betrugs- und Korrupti-
onsbekämpfung.

Die Erfahrungen aus der Anwendung des Thüringer Laufbahngesetzes 
seit der Dienstrechtsreform haben das Bedürfnis offenbart, das Verfah-
ren zur Anerkennung einer Laufbahnbefähigung in Fällen des Abschlus-
ses eines in einer Laufbahnverordnung festgelegten unmittelbar für die 
Laufbahn qualifizierenden Bildungs- oder Studiengangs zu vereinfachen, 
ohne dass hiermit Einbußen an die qualitativ-inhaltlichen Anforderungen 
zu besorgen sind. Zukünftig sollen die Absolventen die Laufbahnbefähi-
gung unmittelbar mit erfolgreichem Abschluss des entsprechenden Bil-
dungs- oder Studiengangs erwerben, ohne dass es eines weiteren sich 
hieran anschließenden Anerkennungsverfahrens bedarf.
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Des Weiteren bedürfen einzelne Bestimmungen sowohl des Thüringer 
Beamtengesetzes als auch des Thüringer Laufbahngesetzes der Ände-
rung oder Ergänzung. 

Weitere Änderungsbedarfe bestehen im Thüringer Beamtengesetz, im 
Thüringer Laufbahngesetz sowie im Thüringer Disziplinargesetz auf-
grund praktischer Erfahrungen sowie infolge der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts zur 
Bestimmtheit gesetzlicher Ermächtigungsnormen. 

B. Lösung

Erlass eines Mantelgesetzes, welches die notwendigen Änderungen des 
Thüringer Beamtengesetzes, des Thüringer Laufbahngesetzes und des 
Thüringer Disziplinargesetzes enthält, um dem Regelungsbedürfnis an-
gemessen Rechnung zu tragen.

C. Alternativen

Hinsichtlich der erforderlichen Maßnahmen für die elektronisch gespei-
cherten Beihilfebelege könnte grundsätzlich die bisherige Rechtslage 
beibehalten werden. Dies wäre jedoch im Hinblick auf die beabsichtigte 
Verlängerung der Antragsfrist für die Beihilfe auf drei Jahre zur Vermei-
dung von Mehrfacherstattungen kontraproduktiv und verhindert eine ef-
fektive Betrugs- und Korruptionsbekämpfung. 

Hinsichtlich der anderen Regelungen gibt es keine sinnvollen Alterna-
tiven.

D. Kosten

Durch die Änderung des Thüringer Beamtengesetzes, des Thüringer 
Laufbahngesetzes und des Thüringer Disziplinargesetzes entstehen 
keine zusätzlichen Kosten.

Die Regelung über die Erstattung von Ausbildungskosten bei einem 
Dienstherrnwechsel im zeitlichen Zusammenhang mit dem Beginn des 
Vorbereitungsdienstes bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Berufung in 
das Beamtenverhältnis ist im Ergebnis zumindest kostenneutral, even-
tuell sogar mit gewissen Einnahmen bei dem ausbildenden Dienstherrn 
verbunden.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Inneres und Kommunales.
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FREISTAAT THÜRINGEN

DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Pommer
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 13. Februar 2024

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes zur Änderung von Vorschriften aus dem Be-
reich des Dienstrechts"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 13./14./15. März 2024.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz 

zur Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des Dienstrechts

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Thüringer Beamtengesetzes

Das Thüringer Beamtengesetz vom 12. August 2014 (GVBl. 
S. 472), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
4. Oktober 2021 (GVBl. S. 508), wird wie folgt geändert:

1. § 25 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

"(5) Beamte auf Lebenszeit, die sich am 1. Januar 2012 
in einer Beurlaubung nach § 73 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
ThürBG in der bis zum 31. Dezember 2011 geltenden 
Fassung, die sich bis zum Eintritt in den Ruhestand er-
streckt, befunden haben, treten mit Ablauf des Monats 
in den Ruhestand, in dem sie das 65. Lebensjahr voll-
enden. Soweit bei Lehrern an staatlichen Schulen ein 
von Satz 1 abweichender Zeitpunkt festgelegt wurde, 
treten diese zu dem ursprünglich bewilligten Zeitpunkt 
in den Ruhestand."

2. § 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Beamte auf Lebenszeit, denen die Versetzung 
in den Ruhestand nach § 44 ThürBG in der bis zum 
31. Dezember 2011 geltenden Fassung bewilligt wur-
de und die sich am 1. Januar 2012 in einer Beurlau-
bung nach § 73 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ThürBG in der bis 
zum 31. Dezember 2011 geltenden Fassung, die sich 
bis zum Eintritt in den Ruhestand erstreckt, befunden 
haben, treten zu dem ursprünglich bewilligten Zeitpunkt 
in den Ruhestand."

3. In § 32 Satz 2 wird der Klammerzusatz "(§ 29 Abs. 1 
Satz 1 BeamtStG)" durch den Klammerzusatz "(§ 29 
Abs. 1 BeamtStG)" ersetzt.

4. In § 33 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 3 Abs. 1 
Nr. 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(ThürVwVfG) in der Fassung vom 18. August 2009 
(GVBl. S. 699) in der jeweils geltenden Fassung" durch 
die Verweisung "§ 3 Abs. 1 Nr. 2 des Thüringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der Fassung 
vom 1. Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils 
geltenden Fassung" ersetzt.

5. § 41 erhält folgende Fassung

"§ 41 
Dienstkleidung, äußeres Erscheinungsbild 

(§ 34 BeamtStG)

(1) Beamte sind verpflichtet, Dienst- oder Schutzklei-
dung zu tragen, wenn dies bei der Ausübung des Diens-
tes üblich oder erforderlich ist. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, erlässt die Verwaltungsvorschrift 
über die Dienstkleidung die nach § 50 Abs. 1 des Thü-
ringer Laufbahngesetzes (ThürLaufbG) vom 12. August 
2014 (GVBl. S. 472 -498-) in der jeweils geltenden Fas-
sung für die Fachrichtung zuständige oberste Landes-
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behörde im Einvernehmen mit dem für das Besoldungs-
recht zuständigen Ministerium. Sie kann die Ausübung 
dieser Befugnis auf eine andere Stelle übertragen.

(2) Die für die jeweilige Fachrichtung zuständige obers-
te Landesbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Einzelheiten über das bei der Ausübung des 
Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem 
Dienstbezug zu wahrende äußere Erscheinungsbild 
der Beamten nach § 34 Abs. 2 Satz 2 bis 4 BeamtStG 
zu regeln. 

(3) Der Dienstvorgesetzte kann im Einzelfall Anord-
nungen bezüglich des bei der Ausübung des Dienstes 
oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug 
zu wahrenden äußeren Erscheinungsbilds nach § 34 
Abs. 2 Satz 2 bis 4 BeamtStG treffen. Er kann diese 
Befugnis auf eine andere Stelle übertragen. Anordnun-
gen nach Satz 1 sind zu begründen.

(4) Anordnungen nach Absatz 3 können insbesondere 
zum Gegenstand haben:
1. ein sofort ablegbares Merkmal des Erscheinungs-

bilds bei der Ausübung des Dienstes oder bei ei-
ner Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug abzu-
legen,

2. ein nicht sofort ablegbares Merkmal des Erschei-
nungsbilds
a) bei der Ausübung des Dienstes oder bei einer 

Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug abzu-
decken oder in geeigneter Weise zu überde-
cken,

b) zur Herstellung eines pflichtgemäßen Zustands 
dauerhaft zu verändern oder 

c) zu entfernen, wenn sich in anderer Weise kein 
pflichtgemäßer Zustand herstellen lässt.

Die Anordnung kann zur Vermeidung einer künftigen, 
nicht anders abwendbaren Kollision mit den dienstli-
chen Pflichten auch darauf gerichtet sein, ein nicht so-
fort ablegbares Merkmal des Erscheinungsbilds bereits 
vor dessen Erstellung zu untersagen. 

(5) Religiös oder weltanschaulich konnotierte Merkmale 
des Erscheinungsbildes dürfen nur dann durch Rege-
lungen nach Absatz 2 oder Anordnungen nach Absatz 3 
eingeschränkt oder untersagt werden, wenn sie objek-
tiv geeignet sind, das Vertrauen in die neutrale Amts-
führung der Beamten zu beeinträchtigen. Die Möglich-
keit der Beeinträchtigung setzt voraus, dass 
1. die Merkmale des Erscheinungsbilds bei der Aus-

übung des Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit un-
mittelbarem Dienstbezug von Dritten wahrgenom-
men werden können und 

2. die Beamten Amtshandlungen vornehmen, bei de-
nen es in besonderem Maße auf die weltanschau-
lich religiöse Neutralität des Staates und seiner 
Amtsträger ankommt. 

Regelungen nach Absatz 2 und Anordnungen nach Ab-
satz 3 in Bezug auf religiös oder weltanschaulich kon-
notierter Merkmale des Erscheinungsbilds sind auf das 
unbedingt erforderliche Maß zu begrenzen; diese sind 
zu begründen."
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6. In § 46 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 195 und 

§ 199 Abs. 1 bis 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs" 
durch die Angabe "den §§ 195 und 199 Abs. 1 bis 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)" ersetzt.

7. In § 49 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "eines Ange-
hörigen" gestrichen.

8. § 51 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Beamte bedürfen zur Ausübung einer entgeltlichen 
Nebentätigkeit, mit Ausnahme der in § 52 abschließend 
aufgeführten, der vorherigen Genehmigung, soweit 
sie nicht nach § 50 zu ihrer Wahrnehmung verpflichtet 
sind. Satz 1 gilt entsprechend für folgende unentgelt-
liche Nebentätigkeiten:
1. Wahrnehmung eines Nebenamtes,
2. gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeiten oder die 

Mitarbeit bei einer dieser Tätigkeiten und
3. Eintritt in ein Organ eines Unternehmens mit Aus-

nahme einer Genossenschaft."

9. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden die Num-
mern 1 bis 4.

10. § 54 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Tätigkeiten nach § 52 Nr. 2 und 3 sowie Tätigkeiten in 
Selbsthilfeeinrichtungen nach § 52 Nr. 4 haben die Be-
amten, wenn hierfür ein Entgelt oder ein geldwerter Vor-
teil im Wert von mindestens zehn Euro geleistet wird, 
in jedem Einzelfall vor ihrer Aufnahme ihrer Dienstbe-
hörde unter Angabe der voraussichtlichen Höhe der 
Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus schriftlich an-
zuzeigen; die Beamten haben jede Änderung unver-
züglich schriftlich mitzuteilen"

11. In § 55 Satz 1 werden nach dem Wort "Unternehmens" 
die Worte "oder in einer Stiftung" eingefügt.

12. In § 57 Satz 1 wird die Verweisung "der §§ 50 bis 56" 
durch die Verweisung "des § 49 Abs. 2 und der §§ 50 
bis 56" ersetzt.

13. In der Einleitung des § 59 Abs. 2 Satz 1 werden nach 
den Worten "täglichen Arbeitszeit" ein Komma und die 
Worte "zur Zeiterfassung" eingefügt.

14. In der Einleitung des § 62 Abs. 2 Satz 1 wird die Ver-
weisung "§ 7 Abs. 3 des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) 
vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874) in der jeweils gel-
tenden Fassung" durch die Verweisung "§ 7 Abs. 3 
des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) vom 28. Mai 2008 
(BGBl. I S. 874 -896-) in der jeweils geltenden Fas-
sung" ersetzt.

15. In § 63 Abs. 1 wird die Angabe "den §§ 61 Abs. 1 und 
62 Abs. 1" durch die Verweisung "§ 61 Abs. 1 und § 62 
Abs. 1" ersetzt.
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16. § 65 Abs. 4 wird aufgehoben.

17. Nach § 67 wird folgender § 67 a eingefügt: 

"§ 67 a  
Urlaub ohne Dienstbezüge zum Erwerb der Zu-

gangsvoraussetzungen zu einer Laufbahn oder zur 
Ableistung einer Probezeit

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Beamten mit 
Dienstbezügen auf deren Antrag 
1. zum Erwerb der nach § 10 ThürLaufbG erforder-

lichen Zugangsvoraussetzungen für eine andere 
Laufbahn oder

2. zur Ableistung einer Probezeit nach § 30 ThürLauf-
bG bei einem anderen Dienstherrn 

Urlaub ohne Dienstbezüge gewähren, wenn dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen.

(2) § 67 Abs. 3 bis 5 Satz 1 und § 70 Abs. 1 Satz 3 gel-
ten entsprechend."

18. § 72 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert.

aaa) Die Einleitung erhält folgende Fassung:

"Soweit in Satz 4 nichts Abweichendes be-
stimmt ist, sind beihilfeberechtigt"

bbb) In Nummer 2 werden das Wort "Versor-
gungsempfänger" durch das Wort "Ruhe-
standsbeamte" ersetzt und nach dem Wort 
"sind" ein Komma eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt:

"Nicht beihilfeberechtigt sind
1. Ehrenbeamte und ehrenamtliche Richter so-

wie
2. die in Satz 2 genannten Personen, denen 

Leistungen nach § 11 des Europaabgeord-
netengesetzes vom 6. April 1979 (BGBl. I 
S. 413) in der jeweils geltenden Fassung, 
nach § 27 des Abgeordnetengesetzes in 
der Fassung vom 21. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 326) in der jeweils geltenden Fassung 
oder nach entsprechenden vorrangigen lan-
desrechtlichen Bestimmungen zustehen."

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

"1. der Ehegatte oder eingetragene Lebenspart-
ner, wenn der Gesamtbetrag seiner Einkünf-
te nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 5a 
des Einkommensteuergesetzes einschließ-
lich vergleichbarer ausländischer Einkünfte 
oder der Gesamtbetrag seiner vergleichba-
ren ausländischen Einkünfte im zweiten Ka-
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lenderjahr vor der Stellung des Beihilfean-
trags 18 000 Euro nicht übersteigt, und"

bb) Folgender Satz wird angefügt:

"Die Angehörigen beihilfeberechtigter Waisen 
sind nicht berücksichtigungsfähig."

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Beihilfe kann als Vomhundertsatz der beihil-
fefähigen Aufwendungen (Bemessungssatz), als 
Pauschale oder im Wege der Beteiligung an den 
Kosten personenbezogener Leistungen von Leis-
tungserbringern gewährt werden. Der Bemessungs-
satz beträgt grundsätzlich
1.  50 vom Hundert für den Beihilfeberechtigten 

nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1,
2.  70 vom Hundert für den Beihilfeberechtigten 

nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 3,
3.  70 vom Hundert für den Ehegatten oder einge-

tragenen Lebenspartner und
4.  80 vom Hundert für ein Kind sowie eine Waise, 

die als solche beihilfeberechtigt ist. 
Sind zwei oder mehr Kinder berücksichtigungsfä-
hig, beträgt der Bemessungssatz für den Beihilfe-
berechtigten nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 70 vom 
Hundert; bei mehreren Beihilfeberechtigten wird 
der erhöhte Bemessungssatz von 70 vom Hundert 
nur dem Beihilfeberechtigten gewährt, der die ent-
sprechenden Kinderanteile des Familienzuschlags 
erhält. Eine hiervon abweichende Zuordnung ist 
nur im Fall einer gemeinsamen anderweitigen Be-
stimmung durch die Beihilfeberechtigten möglich. 
Eine nach Satz 4 getroffene Bestimmung durch die 
Beihilfeberechtigten wird unwirksam, soweit bei ei-
nem Beihilfeberechtigten aufgrund eines Wechsels 
zu einem Dienstherrn, für den ein anderes Beam-
tengesetz Anwendung findet, das Beihilferecht eine 
feste Zuordnung des erhöhten Bemessungssatzes 
vorsieht. Für Beihilfeberechtigte und berücksichti-
gungsfähige Angehörige, die freiwillige Mitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung sind, erhöht 
sich der Bemessungssatz auf 100 vom Hundert der 
Aufwendungen, die nach Abzug der zustehenden 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
von den beihilfefähigen Aufwendungen verbleiben. 
Dies gilt nicht für Aufwendungen, für die die ge-
setzliche Krankenversicherung keine Leistungen 
erbringt. Minderungen durch beihilferechtliche Ei-
genbehalte sind zu berücksichtigen. Die obers-
te Dienstbehörde, im Bereich des Landes das für 
das Beihilferecht zuständige Ministerium, kann in 
besonders begründeten Ausnahmefällen, die nur 
bei Anlegung des strengsten Maßstabs anzuneh-
men sind, die Bemessungssätze erhöhen und Bei-
hilfe unter anderen als den in diesem Gesetz und 
in der auf der Grundlage des Absatzes 7 erlasse-
nen Rechtsverordnung geregelten Voraussetzun-
gen gewähren."
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d) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 4a und b 

eingefügt:

"(4a) Bei Inanspruchnahme der folgenden Wahl-
leistungen im Krankenhaus sind nach Anwendung 
des persönlichen Bemessungssatzes folgende Ei-
genbeteiligungen pro Aufenthaltstag im Kranken-
haus abzuziehen:
1. wahlärztliche Leistungen:

25 Euro,
2. Wahlleistung Zweibettzimmer:

7,50 Euro.

(4b) Die festgesetzte Beihilfe ist um vier Euro je 
verordnetem Arzneimittel, Verbandmittel oder Me-
dizinprodukt, jedoch nicht um mehr als die tatsäch-
lich gewährte Beihilfe zu mindern (Eigenbehalt). Die 
Minderung um den Eigenbehalt unterbleibt, soweit 
die Summe der Eigenbehalte für den Beihilfebe-
rechtigten und seinen berücksichtigungsfähigen 
Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner die 
Belastungsgrenze nach Satz 3 überschreitet. Die 
Belastungsgrenze beträgt zwei vom Hundert, für 
chronisch Kranke im Sinne des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch eins vom Hundert der Jahres-
besoldungs- oder Jahresversorgungsbezüge nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
ohne kinderbezogene Bestandteile des Familien-
zuschlags sowie der Jahresrenten aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung und einer zusätzlichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung des Beihil-
feberechtigten."

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 5 werden nach dem Wort "berücksich-
tigt" ein Komma und die Worte "soweit bei Ehe-
gatten und eingetragenen Lebenspartnern die 
Einkünfte nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 im zwei-
ten Kalenderjahr vor dem jeweils laufenden Ka-
lenderjahr 18.000 Euro nicht übersteigen" ein-
gefügt.

bb) In Satz 6 wird die Verweisung "§ 126 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs" durch die Verweisung 
"§ 126 BGB" ersetzt

f) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

"(7) Das für das Beihilferecht zuständige Ministe-
rium regelt im Einvernehmen mit dem für das Be-
amtenrecht zuständigen Ministerium durch Rechts-
verordnung das Nähere zu den beihilfeberechtigten 
Personen und den berücksichtigungsfähigen Ange-
hörigen, zum Inhalt und Umfang der Beihilfen sowie 
zum Verfahren der Beihilfegewährung mit Ausnah-
me der pauschalen Beihilfe nach Absatz 6. In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 können insbeson-
dere Bestimmungen getroffen werden 
1. hinsichtlich der beihilfeberechtigten Personen 

und der berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
über 
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a) das Verfahren der Berücksichtigung so-

wie zur Einkünfteermittlung nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 und

b) Konkurrenzregelungen für den Fall des Zu-
sammentreffens mehrerer Beihilfeberechti-
gungen sowie mehrerer Beihilfeberechtig-
ten,

2. hinsichtlich des Inhalts und Umfangs der Bei-
hilfen über
a) Höchstgrenzen und Höchstbeträge,
b) den Ausschluss der Beihilfefähigkeit von 

Aufwendungen für Untersuchungen, Be-
handlungen sowie Arznei-, Heil- und Hilfs-
mittel, deren diagnostischer oder therapeu-
tischer Nutzen nicht nach dem allgemein 
anerkannten Stand der medizinischen Er-
kenntnisse nachgewiesen ist,

c) den Ausschluss der Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen für Arznei-, Heil- und Hilfs-
mittel, die zur Behandlung der erektilen Dys-
funktion, Rauchentwöhnung, Abmagerung 
und Zügelung des Appetits, Regulierung 
des Körpergewichts oder Verbesserung des 
Haarwuchses bestimmt sind oder der allge-
meinen Lebenshaltung zuzurechnen sind,

d) den Ausschluss der Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen für medizinisch notwendige 
Leistungen, die als Folge von medizinisch 
nicht notwendigen körperlichen Eingriffen 
entstehen,

e) die Beschränkung oder den Ausschluss der 
Beihilfefähigkeit zu Aufwendungen, die in 
Ländern außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union erbracht werden,

f) die Beschränkung der Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen für Untersuchungen und Be-
handlungen, Arznei-, Heil- und Hilfsmittel, 
Geräte zur Selbstbehandlung und Körperer-
satzstücke, Krankenhausleistungen, häus-
liche Krankenpflege, Familien- und Haus-
haltshilfen, Fahrt- und Unterkunftskosten, 
Anschlussheil- und Suchtbehandlungen so-
wie für Rehabilitationsmaßnahmen auf be-
stimmte Personengruppen, Umstände oder 
Indikationen,

g) die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für 
Präventionsmaßnahmen zur Verhinderung 
und Verminderung von Krankheitsrisiken,

h) Konkurrenzregelungen zum Zusammentref-
fen des Beihilfeanspruchs mit anderen An-
sprüchen und

i) Ausnahmen von der Minderung der Beihilfe 
durch Eigenbehalte nach Absatz 4b Satz 1,

3. hinsichtlich des Verfahrens der Beihilfegewäh-
rung über
a) die Antragstellung mittels technischer Ver-

fahren und die elektronische Verarbeitung 
von Anträgen und Belegen,

b) Regelungen zur Direktabrechnung,
c) verfahrensrechtliche Regelungen zu den Be-

lastungsgrenzen nach Absatz 4b Satz 3,
d) die Zahlung der Beihilfe nach dem Tod des 

Beihilfeberechtigten,
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e) die Regelung einer Ausschlussfrist für die 

Beantragung von Beihilfe und
f) die Beteiligung von Gutachtern sowie sons-

tigen geeigneten Stellen zur Überprüfung 
der Notwendigkeit und Angemessenheit ein-
zeln geltend gemachter Aufwendungen ein-
schließlich der Übermittlung der erforderli-
chen Daten.

Die Bestimmungen nach Satz 2 können sich an die 
Bestimmungen des SGB V anlehnen. Die Rechts-
verordnung nach Satz 1 bedarf der Zustimmung 
der für das Beihilfe- und Beamtenrecht zuständi-
gen Ausschüsse des Landtags."

g) In Absatz 8 wird die Verweisung "Artikels 28 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.05.2018, S. 2)" durch die Verweisung "Ar-
tikels 28 der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 27. Ap-
ril 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung" ersetzt.

h) Folgender Absatz 9 wird angefügt:

"(9) Für die ordnungsgemäße Festsetzung von Bei-
hilfe können automationsgestützte Systeme einge-
setzt werden (Risikomanagementsysteme). Dabei 
soll auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der 
Verwaltung berücksichtigt werden. Die Risikoma-
nagementsysteme müssen mindestens die folgen-
den Anforderungen erfüllen:
1.  die Gewährleistung, dass durch Zufallsauswahl 

eine hinreichende Anzahl von Fällen zur umfas-
senden Prüfung durch beauftragte Beschäftig-
te ausgewählt wird,

2.  die Prüfung der als prüfungsbedürftig ausge-
steuerten Sachverhalte durch beauftragte Be-
schäftigte,

3.  die Gewährleistung, dass beauftragte Beschäf-
tigte auch eigenständig Fälle für eine umfassen-
de Prüfung auswählen können,

4.  die regelmäßige Überprüfung der Risikoma-
nagementsysteme auf ihre Zielerfüllung.

Einzelheiten der Risikomanagementsysteme dür-
fen nicht veröffentlicht werden, soweit dies die 
Rechtmäßigkeit der Beihilfefestsetzung gefähr-
den könnte."

19. In § 74 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 26 Abs. 
1 des Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes (Thür-
BeamtVG) vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung "§ 26 
Abs. 1 des Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes 
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(ThürBeamtVG) in der Fassung vom 17. Februar 2022 
(GVBl. S. 40, 313) in der jeweils geltenden Fassung" 
ersetzt.

20. § 79 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Personalaktendaten dürfen in Dateien nur für Zwe-
cke der Personalverwaltung oder der Personalwirt-
schaft verarbeitet werden. Darüber hinaus ist eine Ver-
arbeitung zu anderen Zwecken in Übereinstimmung mit 
Artikel 6 Abs. 4 oder Artikel 88 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 zulässig. Eine zulässige Zweckände-
rung liegt insbesondere vor, wenn die Verarbeitung 
personenbezogener Daten für die Entwicklung oder 
Änderung automatisierter Verfahren der Personalver-
waltung oder der Personalwirtschaft erforderlich ist, 
weil unveränderte Daten benötigt werden oder eine 
Anonymisierung oder Pseudonymisierung der Da-
ten nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
möglich ist. Im Übrigen findet § 17 Abs. 1 des Thürin-
ger Datenschutzgesetzes (ThürDSG) Anwendung. Ein 
automatisierter Datenabruf durch andere Behörden ist 
unzulässig, soweit durch besondere Rechtsvorschrift 
nichts anderes bestimmt ist. Soweit Informationspflich-
ten nach Artikel 13 Abs. 3 oder Artikel 14 Abs. 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 aufgrund der Zweckände-
rung nach Satz 3 bestehen, sind diese nach Absatz 4 
zu erfüllen. In den Fällen des Satzes 3 dürfen die Da-
ten ausschließlich für Zwecke der Entwicklung, Über-
prüfung oder Änderung automatisierter Verfahren verar-
beitet werden und müssen innerhalb eines Jahres nach 
Beendigung dieser Maßnahmen gelöscht werden. Die 
Sätze 3 und 6 gelten auch für die automatisierte Ver-
arbeitung von Personaldaten, die nicht in Personalak-
ten zu führen sind."

21. In § 80 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 13 des 
Thüringer Datenschutzgesetzes (ThürDSG)" durch die 
Verweisung "§ 13 ThürDSG" ersetzt.

22. In § 81 Abs. 3 wird die Verweisung "§ 8 Abs. 3 des Thü-
ringer Laufbahngesetzes (ThürLaufbG)" durch die Ver-
weisung "§ 8 Abs. 3 ThürLaufbG" ersetzt.

23. § 82 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden nach dem 
Wort "Organisationseinheit" die Worte "sowie die 
für diese Organisationseinheit mit Angelegenhei-
ten der Innenrevision beauftragten Beschäftigten 
im Rahmen der Betrugs- und Korruptionsbekämp-
fung" eingefügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 3 ein-
gefügt:

"(3) Nach Unanfechtbarkeit des einzelnen Beihil-
febescheids ist eine Verarbeitung der dazugehö-
rigen elektronisch gespeicherten Beihilfebelege 
nur zulässig
1. bei Anfragen durch den jeweiligen Beihilfebe-

rechtigten,
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2. zur Prüfung von Mehrfacherstattungen und
3. zur Betrugs- und Korruptionsbekämpfung.
Satz 1 gilt nicht für Dauerbelege zum Nachweis von 
personenbezogenen medizinischen und sonstigen 
Grunddaten, deren Kenntnis bei der Bearbeitung 
von Folgevorgängen erforderlich ist."

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und die Ver-
weisung "Absätze 1 und 2" wird durch die Verwei-
sung "Absätze 1 bis 3" ersetzt.

24. § 85 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Diese Stelle und die personalverwaltende Behörde 
dürfen zur Erfüllung der Aufgabe nach Satz 1 erforder-
liche personenbezogene Daten austauschen und ge-
meinsam verarbeiten."

25. § 87 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden das Wort "Versorgungs-
ansprüche" durch die Worte "Versorgungs- oder 
Altersgeldansprüche" und das Wort "Versor-
gungsempfänger" durch die Worte "Versor-
gungsempfänger oder Altersgeldberechtigte" 
ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worte "ohne versor-
gungsberechtigte" durch die Worte "oder ehe-
maligen Beamten ohne versorgungs- oder al-
tersgeldberechtigte" ersetzt. 

cc) In Nummer 3 werden das Wort "versorgungsbe-
rechtigte" durch die Worte "versorgungs- oder 
altersgeldberechtigte" sowie das Wort "Versor-
gungsverpflichtung" durch die Worte "Versor-
gungs- oder Altersgeldverpflichtung" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden der Punkt durch ein Semiko-
lon ersetzt und folgender Halbsatz eingefügt:

"davon ausgenommen sind die Dauerbelege 
nach § 82 Abs. 3 Satz 2."

bb) Die Sätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

"Die Rückgabe oder die Vernichtung von Arz-
neimittelverordnungen im Sinne des § 1 des 
Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel erfolgt 
unverzüglich, sobald sie für die dort geregelten 
Zwecke nicht mehr benötigt werden, spätestens 
jedoch zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in 
dem die Arzneimittelverordnungen zur Beihil-
feerstattung eingereicht wurden. Näheres re-
gelt die nach § 72 Abs. 7 erlassene Rechts-
verordnung."

c) In Absatz 3 Halbsatz 1 werden das Wort "Versor-
gungsakten" durch die Worte "Versorgungs- oder 
Altersgeldakten" sowie das Wort "Versorgungszah-
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lung" durch die Worte "Versorgungs- oder Alters-
geldzahlung" ersetzt. 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

"(6) Elektronisch gespeicherte Beihilfebelege sind 
nach Unanfechtbarkeit des Beihilfebescheids zu 
sperren und fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in 
dem der Beihilfebescheid unanfechtbar geworden 
ist, für die Zwecke nach § 82 Abs. 2 und 3 zu spei-
chern und anschließend zu löschen. Abweichend 
von Satz 1 sind elektronisch gespeicherte Dauer-
belege nach § 82 Abs. 3 Satz 2 nicht zu sperren 
und erst dann zu löschen, wenn sie für den Zweck, 
zu dem sie gespeichert wurden, nicht mehr erfor-
derlich sind."

26. In § 103 Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung "Thüringer 
Beihilfeverordnung vom 25. Mai 2012 (GVBl. S. 182) 
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Verwei-
sung "nach § 72 Abs. 7 erlassene Rechtsverordnung" 
ersetzt.

27. Nach § 104 wird folgender § 104 a eingefügt:

"§ 104 a 
Verpflichtung zum Tragen einer Kennzeichnung

(1) Polizeivollzugsbeamte tragen im Dienst an ihrer 
Dienstkleidung ein Namensschild (namentliche Kenn-
zeichnung) oder eine pseudonymisierte individuel-
le Kennzeichnung in Form einer zur nachträglichen 
Identifizierung geeigneten Ziffernfolge (numerische 
Kennzeichnung). Die numerische Kennzeichnung ist 
vorwiegend für die Einsatzeinheiten beim Tragen der 
Sonder- und Schutzkleidung beziehungsweise -aus-
stattung vorgesehen. Die Verpflichtungen nach den 
Sätzen 1 und 2 gelten nicht, soweit im Einzelfall der 
Zweck der Maßnahme oder Amtshandlung oder über-
wiegende schutzwürdige Belange der Polizeivollzugs-
beamten dadurch beeinträchtigt werden können.

(2) Zum Zweck der nachträglichen Identifizierbarkeit 
werden numerische Kennzeichnungen nach Absatz 1 
Satz 2 mit der Vergabe und vor der Benutzung erho-
ben, personenbezogenen Daten der Polizeivollzugsbe-
amten zugeordnet und gespeichert. Die Speicherung 
und Verarbeitung der numerischen Kennzeichnun-
gen selbst ist dem Schutz personenbezogener Daten 
gleichgestellt. Die personenbezogenen Daten dürfen 
nur genutzt werden, wenn 
1. tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfer-

tigen, dass beim Einsatz eine strafbare Handlung 
oder eine nicht unerhebliche Dienstpflichtverletzung 
begangen wurde und die Identifizierung auf ande-
re Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwie-
rigkeiten möglich ist, oder 

2. dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich 
ist.

Die Zuordnung nach Satz 1 ist drei Monate nach dem 
Abschluss der eingeräumten Benutzung der dienstlich 
zur Verfügung gestellten Kennzeichnung zu löschen, 
sofern sie nicht für den Erhebungszweck weiterhin er-
forderlich ist. 
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(3) Das für Polizei zuständige Ministerium regelt das 
Nähere zu Inhalt und Umfang der Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Ausnahmen von diesen 
Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 3 durch Verwal-
tungsvorschrift."

28. Nach § 105 wird folgender § 105 a eingefügt:

"§ 105 a  
Eignungsuntersuchungen

(1) Vor der Aufnahme besonders gefahrgeneigter Tä-
tigkeiten sowie in regelmäßigen Abständen wiederkeh-
rend während der Wahrnehmung dieser Tätigkeiten 
sind Polizeivollzugsbeamte verpflichtet, ihre gesund-
heitliche Eignung für die Wahrnehmung dieser Tätig-
keit durch eine Eignungsuntersuchung nachzuweisen. 
Besonders gefahrgeneigte Tätigkeiten sind solche spe-
zifischen Tätigkeiten des Polizeivollzugsdienstes, die 
zur Minimierung der Eigen- oder Fremdgefährdung be-
sondere gesundheitliche Anforderungen insbesonde-
re an die Sinnesorgane, die Herz-Kreislauf-Funktion, 
den Bewegungsapparat, den Stoffwechsel oder das 
Nervensystem stellen.

(2) Die Eignungsuntersuchung erfolgt durch den poli-
zeiärztlichen Dienst auf Anordnung des Dienstvorge-
setzten. Das Ergebnis wird in der Form "gesundheitlich 
geeignet" oder "gesundheitlich nicht geeignet" dem an-
ordnenden Dienstvorgesetzten übermittelt. Die Mittei-
lung kann Auflagen beinhalten, die bei der Wahrneh-
mung besonders gefahrgeneigter Tätigkeiten für den 
jeweiligen Beamten zu beachten sind.

(3) Die Durchführung der arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vor-
sorge vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2768) in der 
jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

(4) Das für Polizei zuständige Ministerium erlässt die 
zur Durchführung des Nachweises der gesundheitli-
chen Eignung für die Wahrnehmung dieser Tätigkei-
ten notwendigen Verwaltungsvorschriften. In der Ver-
waltungsvorschrift sind insbesondere die besonders 
gefahrgeneigten Tätigkeiten zu bestimmen sowie der 
Untersuchungsumfang sowie das Untersuchungsin-
tervall zu regeln.

(5) Die Mitteilung des polizeiärztlichen Dienstes über 
die Untersuchungsergebnisse ist in einem gesonder-
ten, verschlossenen und versiegelten Umschlag zu 
übersenden; sie ist verschlossen zur Personalakte der 
Beamten zu nehmen. Die übermittelten Daten dürfen 
nur für die Entscheidung über die Wahrnehmung be-
sonders gefahrgeneigter Tätigkeiten verarbeitet oder 
genutzt werden.

(6) Der polizeiärztliche Dienst übermittelt den Beamten 
eine Kopie der aufgrund des Absatzes 2 Satz 2 und 3 
und der nach Absatz 4 zu erlassenen Verwaltungsvor-
schrift an den Dienstvorgesetzten erteilten Auskünfte.
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(7) Die §§ 19 bis 22 GenDG und die aufgrund des § 20 
Abs. 3 GenDG erlassene Rechtsverordnung sind an-
zuwenden."

29. § 106 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Polizeivollzugsbeamte, die sich am 1. Januar 2012 
in einer Beurlaubung nach § 73 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 in 
der bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Fassung, die 
sich bis zum Eintritt in den Ruhestand erstreckt, befun-
den haben, treten mit Ablauf des Monats in den Ruhe-
stand, in dem sie das 60. Lebensjahr vollendet haben."

30. In § 108 wird die Verweisung "§§ 104 bis 106" durch 
die Verweisung "§§ 104, 105 und 106" ersetzt.

31. § 114 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 3 ein-
gefügt:

"(3) Beamte, die eine Meldung oder Offenlegung 
nach Hinweisgeberschutzgesetz vornehmen, sind 
von der Einhaltung des Dienstwegs befreit."

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

32. In § 116 Satz 2 wird die Verweisung "Thüringer Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in der 
Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBl. S. 24) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thü-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. 
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

33. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2 
Änderung des Thüringer Laufbahngesetzes

Das Thüringer Laufbahngesetz vom 12. August 2014 
(GVBl. S. 472 -498-), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 298), wird wie folgt 
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Rechts" ein 
Komma und die Worte "soweit in den Regelungen 
dieses Gesetzes nicht Abweichendes geregelt ist" 
eingefügt.

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird die Verweisung "Richter- und 
Staatsanwältegesetz" durch die Verweisung "Thü-
ringer Richter- und Staatsanwältegesetz" ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort "Landes-
behörden" die Worte "sowie des Ministerpräsiden-
ten" eingefügt.
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b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Verweisung "§ 6 Thü-

ringer Gleichstellungsgesetz" durch die Verwei-
sung "§ 6 des Thüringer Gleichstellungsgesetzes" 
ersetzt.

3. In § 4 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort "Prüfungsverfahren" 
durch die Worte "Auswahl- und Prüfungsverfahren" er-
setzt. 

4. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Nummern 4 bis 12 werden die Num-
mern 3 bis 11.

5. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In der Einleitung wird das Wort "mindestens" 
gestrichen. 

bb) In Nummer 1 wird nach dem Wort "Bildungsvo-
raussetzung" das Wort "mindestens" eingefügt. 

b) In der Einleitung des Absatzes 2 Satz 1 und Absat-
zes 3 Satz 1 wird jeweils das Wort "mindestens" ge-
strichen.

6. § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

"1. durch den erfolgreichen Abschluss eines innerhalb 
der jeweiligen Laufbahn eingerichteten fachspezi-
fischen Vorbereitungsdienstes (§§ 16 bis 21), ei-
nes Aufstiegsverfahrens (§§ 38 bis 43) oder durch 
den Abschluss eines in einer Laufbahnverordnung 
festgelegten unmittelbar für die Laufbahn qualifizie-
renden Bildungs- oder Studiengangs (§ 51 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 22) oder"

7. In § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort "Vo-
raussetzungen" die Worte "sowie das Auswahlverfah-
ren" eingefügt.

8. § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

"1. der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 
255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, 
S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, 
S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 
8.7.2015, S. 60, L 268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95 
vom 9.4.2016, S. 20) in der jeweils geltenden Fas-
sung,"

9. § 35 Abs. 1 Satz 3 und 4 erhält folgende Fassung: 

"Einer Beförderung steht gleich, wenn Beamte in einem 
höheren Amt als dem Eingangsamt eingestellt werden. 
Dies gilt nicht in den Fällen des § 29."
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10. § 43 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 5 erhält folgende Fassung:

"Vorbehaltlich besonderer Bestimmungen für die 
jeweilige Fachrichtung nach § 51 Abs. 1 sind wäh-
rend der Einführung Lehrgänge zu absolvieren, die 
mindestens 160 Stunden umfassen."

b) Satz 6 wird aufgehoben.

11. In der Einleitung des § 46 Abs. 2 Satz 1 werden nach 
den Worten "bis sie" die Worte "der Zulassung zur hö-
heren Laufbahn zeitlich nachfolgend" eingefügt.

12. Nach § 46 wird folgender § 46 a eingefügt:

"§ 46 a 
Ableisten eines Vorbereitungsdienstes durch  

Beamte auf Lebenszeit

(1) Beamte auf Lebenszeit können zur Ableistung ei-
nes fachspezifischen Vorbereitungsdienstes bei dem-
selben Dienstherrn zur Erlangung der Befähigung für 
eine höhere Laufbahn oder für eine andere Laufbahn 
derselben oder einer höheren Laufbahngruppe zu Be-
amten auf Widerruf ernannt werden, wenn die obers-
te Dienstbehörde die Fortdauer des Beamtenverhält-
nisses auf Lebenszeit neben dem Beamtenverhältnis 
auf Widerruf anordnet.

(2) Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes ruhen die 
Rechte und Pflichten aus dem im Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit übertragenen Amt.

(3) Bestimmungen über den Wechsel in eine andere 
Fachrichtung derselben Laufbahngruppe bleiben un-
berührt."

13. In der Überschrift des Vierten Abschnitts werden nach 
dem Wort "Fortbildung" ein Komma und das Wort "Aus-
bildungskostenerstattung" angefügt.

14. Nach § 48 werden die folgenden §§ 48 a und 48 b ein-
gefügt: 

"§ 48 a 
Ausbildungskostenerstattung

(1) Wechseln Beamte in der Zeit vom Beginn ihres Vor-
bereitungsdienstes bis zum Ablauf von fünf Jahren nach 
ihrer Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe in 
dieselbe Laufbahn bei einem Dienstherrn im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes, hat der neue Dienstherr dem 
bisherigen Dienstherrn die Ausbildungskosten dieser 
Beamten zu erstatten. Dies gilt auch, wenn die ehe-
maligen Beamten beim neuen Dienstherrn in einem 
Arbeitnehmerverhältnis mindestens gleichwertig be-
schäftigt werden. Der neue Dienstherr hat dem bishe-
rigen Dienstherrn einen Dienstherrnwechsel im Sinne 
der Sätze 1 und 2 unverzüglich mitzuteilen. Die Sät-
ze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn der Dienst-
herr, bei dem der Beamte den Vorbereitungsdienst 
geleistet hat, Beamte nach der Ableistung des Vorbe-
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reitungsdienstes aus Gründen, die sie nicht zu vertre-
ten haben, nicht in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
übernimmt und sie deshalb zu einem anderen Dienst-
herrn wechseln. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
der Vorbereitungsdienst allgemeine Ausbildungsstät-
te nach Art. 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes ist.

(2) Ein Dienstherrnwechsel im Sinne des Absatzes 1 
liegt nicht vor, wenn zwischen dem Ausscheiden aus 
dem bisherigen Dienstverhältnis und der Begründung 
eines neuen Dienstverhältnisses ein Zeitraum von mehr 
als zwei Jahren liegt. Ein mehrfacher Dienstherrnwech-
sel steht einer erneuten Anwendung des Absatzes 1 
nicht entgegen.

(3) Der Erstattungsbetrag nach Absatz 1 Satz 1 und 2 
setzt sich wie folgt zusammen:
1. aus einem Grundbetrag als Ausgleich für die ange-

fallene Besoldung bei Beamten,
a) die in den mittleren Dienst einsteigen oder ein-

gestiegen sind, in Höhe des 30-fachen,
b) die in den gehobenen und höheren Dienst ein-

steigen oder eingestiegen sind, in Höhe des 
45-fachen 

des zur Zeit des Beginns des Vorbereitungsdiens-
tes geltenden monatlichen Anwärtergrundbetrags 
für einen Anwärter zuzüglich

2. eines Betrags als Ausgleich für die übrigen Ausbil-
dungskosten in Höhe von
a) 15 Prozent des sich nach Nummer 1 ergeben-

den Betrags bei Beamten, die in den mittleren 
Dienst einsteigen oder eingestiegen sind, oder

b) 30 Prozent des sich nach Nummer 1 ergeben-
den Betrags bei Beamten, die in den gehobe-
nen und höheren Dienst einsteigen oder einge-
stiegen sind.

Bei Laufbahnen, in denen die in den §§ 16 bis 18 fest-
gelegte Dauer des Vorbereitungsdienstes unterschrit-
ten wird, ermäßigt sich der nach Satz 1 ermittelte Er-
stattungsbetrag entsprechend dem Verhältnis der in 
den jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
festgelegten Dauer des Vorbereitungsdienstes zu der 
in den §§ 16 bis 18 festgelegten Dauer des Vorbe-
reitungsdienstes; dies gilt nicht für die Laufbahn des 
feuerwehrtechnischen Dienstes. Haben die Beamten 
zum Zeitpunkt des Dienstherrnwechsels die Laufbahn-
prüfung noch nicht abgelegt, mindert sich der Erstat-
tungsbetrag nach Satz 1 entsprechend dem Verhält-
nis der beim neuen Dienstherrn noch abzuleistenden 
Ausbildungszeit zur regelmäßigen Dauer des Vorbe-
reitungsdienstes.

(4) Der Erstattungsbetrag mindert sich für jedes volle 
Jahr, das die Beamten nach der Berufung in das Be-
amtenverhältnis auf Probe beim bisherigen Dienstherrn 
Dienst geleistet haben, um ein Fünftel. Rückzahlungen 
von Anwärterbezügen aufgrund des § 50 Abs. 4 Thür-
BesG sind auf den Erstattungsbetrag anzurechnen.

(5) Die Festsetzung des Erstattungsbetrags sowie die 
Zahlung der Erstattung erfolgt durch die jeweils zustän-
dige oberste Dienstbehörde. Die oberste Dienstbehör-
de kann die Zuständigkeit nach Satz 1 auf andere Be-
hörden übertragen.
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§ 48 b 

Aufstiegsausbildungskostenerstattung

(1) Wechseln Beamte nach Abschluss einer fachspezi-
fischen Qualifizierung oder einer Hochschulausbildung 
im Rahmen des Ausbildungsaufstiegs zu einem ande-
ren Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
hat der neue Dienstherr die vom bisherigen Dienst-
herrn getragenen Kosten der fachspezifischen Quali-
fizierung oder der Hochschulausbildung zu erstatten, 
wenn die Beamten nicht eine Dienstzeit von der drei-
fachen Dauer der fachspezifischen Qualifizierung oder 
der Hochschulausbildung beim bisherigen Dienstherrn 
geleistet haben.

(2) Werden Beamte nach Abschluss einer fachspezifi-
schen Qualifizierung oder einer Hochschulausbildung 
im Rahmen des Ausbildungsaufstiegs entlassen, haben 
sie die vom Dienstherrn getragenen Kosten der fach-
spezifischen Qualifizierung oder der Hochschulausbil-
dung zu erstatten, wenn sie nicht eine Dienstzeit von 
der dreifachen Dauer der fachspezifischen Qualifizie-
rung oder der Hochschulausbildung geleistet haben. 
Auf die Erstattung kann ganz oder teilweise verzich-
tet werden, wenn sie für die Beamten eine besondere 
Härte bedeuten würde.

(3) Der Erstattungsbetrag mindert sich für jedes volle 
Jahr, das die Beamten nach Abschluss der fachspezi-
fischen Qualifizierung oder der Hochschulausbildung 
im Rahmen einer Aufstiegsausbildung beim bisherigen 
Dienstherrn Dienst geleistet haben, um ein Sechstel.

(4) Die Festsetzung des Erstattungsbetrags sowie die 
Zahlung der Erstattung erfolgt durch die jeweils zu-
ständige oberste Dienstbehörde. Die oberste Dienst-
behörde kann die Zuständigkeit auf andere Behörden 
übertragen."

15. In § 49 Abs. 4 wird das Wort "Beurteilungspflicht" durch 
das Wort "Regelbeurteilung" ersetzt.

16. § 50 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 3 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Nummern 4 bis 12 werden die Num-
mern 3 bis 11.

17. § 51 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 6 wird das Wort "und" durch ein Kom-
ma ersetzt.

b) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt.

c) Folgende Nummer 8 wird angefügt:

"8. die Festlegung zusätzlicher Unterweisungs- 
oder Fortbildungsmaßnahmen für Ernennun-
gen in das erste Amt über dem Eingangsamt."
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18. In § 52 Abs. 2 Satz 2 wird die Verweisung "Thüringer 

Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes in 
der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBl. S. 24) in der 
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung "Thü-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBl. 
S. 685) in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt.

19. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 2 bis 5 werden aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 2.

c) Der bisherige Absatz 7 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 3.

e) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 4 und die Ver-
weisung "§ 9 Abs. 2 Nr. 12" durch die Worte "infor-
mationstechnischen Dienstes" ersetzt.

f) Folgender Absatz 5 wird angefügt:

"(5) Beamte, die sich am Tag vor dem Inkrafttreten 
des Thüringer Gesetzes zur Änderung von Vor-
schriften aus dem Bereich des Dienstrechts vom 
… [einsetzen: Datum des Erlasses dieses Geset-
zes] (GVBl. S. … [einsetzen: Seitenzahl der ersten 
Seite dieses Gesetzes bei der Veröffentlichung im 
GVBl.]) in einer Laufbahngruppe der Fachrichtung 
des wirtschafts-, gesellschafts- und sozialwissen-
schaftlichen Dienstes befunden haben, werden den 
entsprechenden Laufbahngruppen der Fachrich-
tung des nichttechnischen Verwaltungsdienstes zu-
geordnet. Mit der Zuordnung nach Satz 1 erwerben 
die Beamten die Befähigung für die neue Laufbahn."

20. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

21. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In Ziffer II werden die Worte "wirtschafts-, gesell-
schafts- und sozialwissenschaftlichen Dienstes" 
durch die Worte "nichttechnischen Verwaltungs-
dienstes" ersetzt. 

b) Ziffer III wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aaa) In der Einleitung werden die Worte "wirt-
schafts-, gesellschafts- und sozialwissen-
schaftlichen Dienstes" durch die Worte 
"nichttechnischen Verwaltungsdienstes" 
ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.
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ccc) Folgender Buchstabe c wird angefügt:

"c) kann auf die für eine Tätigkeit im Bi-
bliotheksdienst erforderliche haupt-
berufliche Tätigkeit ein bibliotheks-
wissenschaftliches Zusatzstudium im 
Rahmen eines Volontariats oder eine 
ähnliche praxisbezogene bibliotheks-
wissenschaftliche Zusatzausbildung im 
Umfang von bis zu zwei Jahren ange-
rechnet werden."

bb) Nummer 3 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung des Thüringer Disziplinargesetzes

Das Thüringer Disziplinargesetz vom 21. Juni 2002 (GVBl. 
S. 257), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
4. Oktober 2021 (GVBl. S. 508), wird wie folgt geändert:

1. § 47 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung "§§ 20 bis 
24, 27, 28 und 30 Abs. 1 sowie § 34 VwGO" durch 
die Verweisung "§§ 20 bis 24, 27, 28 und 34 VwGO" 
ersetzt.

b) Nach Absatz 2 Satz 5 wird folgender Satz einge-
fügt: 

"Satz 5 gilt für die Wahl der Beamtenbeisitzer in der 
Disziplinargerichtsbarkeit des Bundes mit der Maß-
gabe, dass die obersten Bundesbehörden und die 
Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerk-
schaften und Berufsverbände Vorschläge für die 
Aufnahme von Beamten des Bundes in die Liste 
machen können." 

2. § 62 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Das Oberverwaltungsgericht kann die Berufung 
durch Beschluss verwerfen, wenn sie unzulässig ist. 
Der Beschluss nach Satz 1 steht einem Urteil gleich. 
Nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung stellt 
das Oberverwaltungsgericht das Disziplinarverfahren 
auch durch Beschluss ein, wenn ein Einstellungsgrund 
nach § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 8 gegeben ist. § 130a 
VwGO findet keine Anwendung. " 

3. In § 75 Abs. 4 Satz 2 und 3 werden jeweils das Semi-
kolon gestrichen und Halbsatz 2 aufgehoben. 

4. § 76 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, 
wenn die Betroffenen wieder in ein öffentlich-rechtliches 
Amts- oder Dienstverhältnis berufen werden. Im Übri-
gen werden auf den Unterhaltsbeitrag Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 18a Abs. 2 
und 3 Satz 1 und 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch angerechnet. Die früheren Beamten oder frühe-
ren Ruhestandsbeamten sind verpflichtet, der obersten 
Dienstbehörde alle Änderungen in ihren Verhältnissen, 
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die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags bedeutsam 
sein können, unverzüglich anzuzeigen. Kommen sie 
dieser Pflicht schuldhaft nicht nach, kann ihnen der 
Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wirkung für 
die Vergangenheit entzogen werden. Die Entscheidung 
trifft die oberste Dienstbehörde."

Artikel 4 
Änderung des Thüringer 

Beamtenversorgungsgesetzes

In § 70 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 des Thüringer Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der Fassung vom 17. Februar 2022 
(GVBl. S. 40, 313), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 10. Juni 2023 (GVBl. S. 192) geändert worden 
ist, wird die Verweisung "§ 52 Nr. 3 ThürBG" durch die Ver-
weisung "§ 52 Nr. 2 ThürBG" ersetzt.

Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt 
das Thüringer Gesetz zur Ausführung des § 47 Abs. 3 des 
Bundesdisziplinargesetzes vom 29. Januar 2002 (GVBl. 
S. 150) außer Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeines

Im Thüringer Beamtengesetz (ThürBG) vom 12. August 2014 (GVBl. 
S. 472), im Thüringer Laufbahngesetz (ThürLaufbG) vom 12. August 
2014 (GVBl. S. 472 -498-) und im Thüringer Disziplinargesetz (ThürDG) 
vom 21. Juni 2002 (GVBl. S. 257) jeweils in der jeweils geltenden Fas-
sung haben sich aufgrund von Änderungen in anderen Gesetzen An-
passungsbedarfe ergeben. Weitere Änderungsbedarfe ergeben sich aus 
der Rechtsprechung und aus Erfahrungen bei der Gesetzesanwendung. 
Ferner sind redaktionelle Korrekturen notwendig. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1 (Änderung des Thüringer Beamtengesetzes)

Zu Nummer 1

Aufgrund des zeitlichen Ablaufes von nunmehr zehn Jahren besteht nur 
noch für Fälle der Beurlaubung nach § 73 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ThürBG 
in der bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Fassung ein Sonderrege-
lungsbedarf, da diese Beamten und der Dienstherr langfristige Disposi-
tionen mit Blick auf zum 31. Dezember 2011 geregelte Altersgrenze ge-
troffen haben. Es soll hier aus Vertrauensschutzgründen weiterhin bei 
der ursprünglich festgelegten Altersgrenze verbleiben. 

Zu Nummer 2

§ 26 Abs. 3 ThürBG enthält eine dem § 25 Abs. 5 ThürBG vergleichba-
re Ausnahmeregelung. Insoweit wird auf die Begründung zu Nummer 1 
verwiesen. 

Zu Nummer 3

Mit der Änderung erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Verweisung 
auf § 29 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG).

Zu Nummer 4

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der Verweisung auf das Thürin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetz.

Zu Nummer 5

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält eine sprachliche Überarbeitung des bisherigen § 41 
ThürBG. Eine inhaltliche Änderung liegt lediglich in den konkretisierten 
Zuständigkeiten in Satz 2.

Zu Absatz 2

Die Regelung des neuen § 34 Abs. 2 BeamtStG stellt in Umsetzung 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in dessen Urtei-
len vom 17. November 2017, Aktenzeichen 2 C 25/17, und vom 14. Mai 
2020, Aktenzeichen 2 C 13/19, eine Rechtsgrundlage zur Regelung be-
stimmter Merkmale des äußeren Erscheinungsbildes von Beamtinnen 
und Beamten bei der Dienstausübung dar. Insbesondere im Hinblick auf 
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Regelungsinhalte, mit denen in die private Lebensführung der Beam-
ten eingegriffen wird, soll die den Ländern nach § 34 Abs. 2 Satz 5 Be-
amtStG eröffnete Befugnis für konkretisierende Regelungen genutzt und 
mit Blick auf den Wesentlichkeitsgrundsatz eine gesetzliche Ermächti-
gung zur Regelung im Verordnungswege geschaffen werden. Die Ver-
ordnungsermächtigung richtet sich an die für die Fachrichtung nach § 9 
Abs. 2 ThürLaufbG zuständige oberste Landesbehörde.

Zu Absatz 3

Absatz 3 beinhaltet die Möglichkeit, in Einzelfällen Anordnungen zum 
äußeren Erscheinungsbild zu erlassen, sofern die Funktionsfähigkeit 
der Verwaltung oder die Einhaltung der Pflicht zum achtungs- und ver-
trauenswürdigen Verhalten dies erfordern. Zuständig hierfür ist die oder 
der Dienstvorgesetzte, die oder der diese Befugnis auf andere Stellen 
übertragen kann. Das betrifft auch diejenigen Fachrichtungen und Ver-
wendungsbereiche, für die kein Bedarf an allgemeinen, die Anforderun-
gen an das Erscheinungsbild konkretisierenden Regelungen nach Ab-
satz 2 besteht.  

Zu Absatz 4

Absatz 4 zeigt das Spektrum möglicher Anordnungen auf, gestuft nach 
Eingriffsintensität und ist nicht abschließend.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 wird als lex specialis die Reichweite von ergänzenden Rege-
lungen nach Absatz 2 und von Anordnungen nach Absatz 3 in Bezug auf 
religiös oder weltanschaulich konnotierte Merkmale des Erscheinungs-
bilds konkretisiert. Tatbestandlich anknüpfend an § 34 Abs. 2 Satz 4 Be-
amtStG ist in Satz 1 bestimmt, welche Voraussetzungen gegeben sein 
müssen, um eine Beeinträchtigung des Vertrauens in die neutrale Amts-
führung des Beamten annehmen zu können. Hiernach ist es erforder-
lich, dass die Merkmale des Erscheinungsbilds bei der Ausübung des 
Dienstes oder bei einer Tätigkeit mit unmittelbarem Dienstbezug von 
Dritten wahrgenommen werden können. 

Der Staat muss sich nicht jede bei Gelegenheit der Amtsausübung getä-
tigte private Grundrechtsausübung seiner Amtsträger als eigene zurech-
nen und die neutrale Amtsführung in Frage stellen lassen. Eine insoweit 
maßgebliche Zurechnung kommt aber insbesondere dort in Betracht, 
wo der Staat auf das äußere Gepräge einer Amtshandlung besonderen 
Einfluss nimmt und die Bürgerinnen und Bürger in der so vom Staat ge-
schaffenen Lage ohne Ausweichmöglichkeiten sich den in Handlungen 
oder Symbolen manifestierten Glaubenseinflüssen ausgesetzt sehen. 
Zu diesen Lagen zählen Verfahrenshandlungen vor Gericht ebenso wie 
Maßnahmen des Polizeivollzugs, mit denen das Gewaltmonopol des 
Staates gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern zum Ausdruck kommt. 
Mit Satz 2 ist klargestellt, dass sich die Anordnung nur auf die dienstli-
chen Tätigkeiten der Beamtinnen und Beamten erstrecken darf, bei de-
nen es ohne die Regelung oder Anordnung zu einer nicht hinnehmba-
ren Kollision mit der weltanschaulich-religiösen Neutralität des Staates, 
dem Grundsatz der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege oder der grund-
rechtlich geschützten negativen Religionsfreiheit Dritter kommen würde. 
In Abgrenzung zu Anordnungen nach Absatz 3 in Bezug auf allgemei-
ne Merkmale des Erscheinungsbilds dürfen Anordnungen in Bezug auf 
religiös oder weltanschaulich konnotierte Merkmale des Erscheinungs-
bilds nicht pauschal auf die gesamte dienstliche Tätigkeit der betreffen-
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den Beamtin oder des betreffenden Beamten ergehen. Ebenso klarstel-
lend ist die in Satz 2 Halbsatz 2 enthaltene Begründungspflicht.

Zu Nummer 6

Mit der Änderung wird eine gesetzestechnische Anpassung vorgenom-
men.

Zu Nummer 7

§ 49 Abs. 2 ThürBG greift den Tatbestand des bisher geltenden § 52 
Nr. 1 Buchst. a ThürBG auf. Damit gilt die Wahrnehmung einer unent-
geltlichen Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft von Personen 
außerhalb des Angehörigenkreises nicht mehr als Nebentätigkeit und 
ist somit genehmigungsfrei. Dies gilt auch für die unentgeltliche Tes-
tamentsvollstreckung. Solche unentgeltlichen familienrechtlichen Äm-
ter werden ganz überwiegend innerhalb des Familien- und Verwandt-
schaftsbereichs aufgrund moralischer Verpflichtung übernommen und 
sind damit der Privatsphäre der Beamten zugeordnet. Ein Regelungsbe-
dürfnis für die Übernahme einer unentgeltlichen Treuhänderschaft wird 
mangels eines erkennbaren Anwendungsbereichs nicht mehr gesehen.

Zu Nummer 8

In § 51 ThürBG sind die genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten zu-
sammengefasst. Durch die Änderungen in Absatz 1 werden die grund-
sätzlichen Unterscheidungen zwischen entgeltlichen und unentgeltlichen 
Nebentätigkeiten deutlicher herausgestellt und das System der Ausnah-
men und Unterausnahmen des bisherigen § 52 Nr. 1 ThürBG durch eine 
eindeutige Anordnung der Genehmigungspflicht für die enumerativ auf-
geführten unentgeltlichen Nebentätigkeiten ersetzt. 

Zu Nummer 9

Folgeänderung aufgrund der Änderungen in den §§ 49 und 51 ThürBG

Zu Nummer 10

Die Änderung der Verweisung ist eine Folgeänderung aufgrund der ge-
änderten Nummerierung des § 52 ThürBG.

Zu Nummer 11

Durch die Ergänzungen des Satzes 1 wird klargestellt, dass auch Be-
amte, die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer 
Dienstvorgesetzten übernommenen Tätigkeit im Stiftungsrat haftbar ge-
macht werden, gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des ihnen 
entstandenen Schadens haben. 

Zu Nummer 12

Folgeänderung aufgrund der Änderungen in den §§ 49 und 51 ThürBG.

Zu Nummer 13

In § 59 Abs. 2 ThürBG wird die Verordnungsermächtigung ergänzt und 
damit die Regelungsmöglichkeit des Verordnungsgebers weiter kon-
kretisiert.
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Zu Nummer 14

Die Änderung dient der gesetzestechnischen Anpassung der Fundstelle 
in der Verweisung auf das Pflegezeitgesetz vom 28. Mai 2008 (BGBl. I 
S. 874 -896-) in der jeweils geltenden Fassung.

Zu Nummer 15

Die Formulierung der Verweisung auf § 61 Abs. 1 und § 62 Abs. 1 ThürBG 
wird gesetzestechnisch angepasst.

Zu Nummer 16

Die Aufhebung erfolgt aus verwaltungsökonomischen Gründen. Im Rah-
men der Anwendung hat sich gezeigt, dass die Regelung in der Praxis 
nicht sachgerecht angewandt werden kann. 

Zu Nummer 17

Mit dem neu eingefügten § 67 a ThürBG wird die Möglichkeit geschaf-
fen, Beamten den Erwerb einer neuen Laufbahnbefähigung, der Zu-
gangsvoraussetzungen zu einer anderen Laufbahn oder die Ableistung 
einer notwendigen Probezeit bei einem anderen Dienstherrn zu ermög-
lichen, ohne das Risiko einzugehen, im Fall des Scheiterns auf Sozial-
leistungen angewiesen zu sein. 

Urlaub kann zunächst für den zum Erwerb der Laufbahnbefähigung not-
wendigen Vorbereitungsdienst oder für eine vorgeschriebene hauptbe-
rufliche Tätigkeit bewilligt werden. Auch für die Probezeit, die in einem 
Beamtenverhältnis auf Probe zu leisten ist, kann das Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit als Sicherheit fortbestehen. Diese Möglichkeit be-
stand bisher nicht. Da der Urlaub ohne Besoldung bewilligt wird, entste-
hen keine zusätzlichen Kosten.

Um personalwirtschaftliche Probleme zu vermeiden, wird eine Beurlau-
bung ausgeschlossen, wenn dienstliche Gründe der Beurlaubung entge-
genstehen. Diese können sowohl in dem Freihalten der Stelle als auch 
in dem Verlust der Arbeitskraft liegen. Mit der Beurlaubungsmöglichkeit 
ist zugleich eine inhaltliche Zwecksetzung verbunden, mit der zugleich 
auch eine zumindest gewisse zeitliche Beschränkung einhergeht. Gleich-
wohl soll durch den Verweis auf § 70 Abs. 1 Satz 3 ThürBG auch des-
sen zeitliche Höchstgrenze zur Anwendung kommen.

Zu Nummer 18

Zu Absatz 1

Diese Regelung dient der Klarstellung. Bei dem bisher verwendeten Be-
griff des Versorgungsempfängers handelt es sich um einen Oberbegriff, 
unter den alle Personen mit Anspruch auf Versorgungsbezüge zu zählen 
sind, so auch die in Nummer 2 als zweite Alternative genannten früheren 
Beamten, die wegen Dienstunfähigkeit oder Erreichens der Altersgren-
ze entlassen worden oder wegen Ablaufs der Dienstzeit ausgeschieden 
sind, als auch die in Nummer 3 genannten Witwen und Witwer oder hin-
terbliebenen eingetragenen Lebenspartner sowie die Waisen der unter 
den Nummern 1 und 2 genannten Personen. Da jedoch für die früheren 
Beamten sowie Hinterbliebenen Spezialregelungen getroffen wurden, 
unterfallen dem in Nummer 2 als erste Alternative angesprochenen Per-
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sonenkreis der Versorgungsempfänger nur noch die Ruhestandsbeam-
ten. Aus Klarstellungsgründen wird daher der Begriff geändert.

Der neu angefügte Satz 4 enthält den bislang bereits nach der Thürin-
ger Beihilfeverordnung bestehenden Ausschluss der Beihilfeberechti-
gung für bestimmte Personenkreise. Unter Beachtung des Wesentlich-
keitsgrundsatzes wird dieser nunmehr entsprechend gesetzlich normiert. 
Hinsichtlich der Ehrenbeamten und der ehrenamtlichen Richter kommt 
der Regelung in Nummer 1 nur eine klarstellende Funktion zu, weil die-
se keinen Anspruch auf Besoldung haben. Nummer 2 enthält eine Kon-
kurrenzregelung für diejenigen nach Satz 2 Beihilfeberechtigten, die 
Ansprüche nach § 11 des Europaabgeordnetengesetzes, § 27 des Ab-
geordnetengesetzes oder entsprechenden vorrangigen landesrechtli-
chen Regelungen haben.

Zu Absatz 2

Mit den Änderungen in Satz 2 wird zum einen ein redaktionelles Verse-
hen behoben, wonach bei der Ermittlung des Gesamtbetrages der Ein-
künfte nicht auf § 5a des Einkommensteuergesetzes (EStG), sondern 
auf § 2 Abs. 5a EStG zu verweisen ist. Des Weiteren werden vergleich-
bare ausländische Einkünfte sowohl neben inländischen Einkünften als 
auch ausschließlich vergleichbare ausländische Einkünfte in die Einkünf-
teermittlung einbezogen, um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Ehegatten umfassend würdigen zu können. Die Vergleichbarkeit orien-
tiert sich an den im Rahmen des Gesamtbetrages der Einkünfte zu be-
rücksichtigenden Einkünften.

Der neu angefügte Satz 3 enthält den bislang bereits nach der Thüringer 
Beihilfeverordnung bestehenden Ausschluss von Ehegatten, eingetra-
genen Lebenspartnern und Kindern beihilfeberechtigter Waisen. Unter 
Beachtung des Wesentlichkeitsgrundsatzes wird dieser Ausschluss wie-
der gesetzlich normiert. Die beamtenrechtliche Fürsorgepflicht schließt 
Angehörige von Waisen früherer Beamten nicht mehr mit ein.

Zu Absatz 4

Aufgrund der vielfachen erforderlichen Änderungen wird der gesamte 
Absatz neu gefasst; die bisherigen Sätze 1, 2, 5, 6 und 7 werden un-
verändert übernommen. Diese bilden nun die Sätze 1, 2, 7, 8 und 9.

Konkretisierend wird in den Sätzen 3 und 4 die bislang in der Thüringer 
Beihilfeverordnung geregelte Zuordnung des erhöhten Bemessungs-
satzes unter Beibehaltung der Möglichkeit der Berechtigtenbestimmung 
übernommen. Bei mehreren Beihilfeberechtigten nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 mit zwei oder mehr berücksichtigungsfähigen Kindern beträgt der 
erhöhte Bemessungssatz nur bei einem Beihilfeberechtigten 70 vom 
Hundert. Der erhöhte Bemessungssatz wird grundsätzlich nur dem Bei-
hilfeberechtigten gewährt, der die kinderbezogenen Anteile im Familien-
zuschlag erhält. Eine Bestimmung des Berechtigten ist nur erforderlich, 
wenn eine davon abweichende Zuordnung des erhöhten Bemessungs-
satzes erfolgen soll. Zudem wird aufgrund der Rechtsprechung in Satz 5 
eine Regelung aufgenommen, nach der die Berechtigtenbestimmung 
unwirksam wird, wenn einer der Beihilfeberechtigten zu einem anderen 
Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes wechselt 
und die dortigen beihilferechtlichen Regelungen für diesen maßgebend 
sind. Sehen diese Regelungen hinsichtlich der Gewährung des erhöh-
ten Bemessungssatzes ausschließlich eine feste Zuordnung zu den Bei-
hilfeberechtigten vor, der die entsprechenden kinderbezogenen Anteile 
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im Familienzuschlag erhält, zum Beispiel § 46 Abs. 3 der Bundesbeihil-
feverordnung, wird nach Maßgabe dieser Regelung die bisher getroffe-
ne Berechtigtenbestimmung unwirksam. Denn das Ereignis des Dienst-
herrenwechsels entzieht der Berechtigtenbestimmung die Grundlage, 
weil eine Wahlmöglichkeit nicht mehr besteht. Aufgrund der festen Zu-
ordnung des erhöhten Bemessungssatzes an diesen Beihilfeberechtig-
ten kann dann die Zuordnung durch eine Vereinbarung nicht mehr selbst 
bestimmt werden. Eine weitere Aufrechterhaltung der Berechtigtenbe-
stimmung mit der Folge, dass sowohl einerseits der bestimmte Berech-
tigte, der nicht die entsprechenden kinderbezogenen Anteile im Famili-
enzuschlag erhält, als auch anderseits der Beihilfeberechtigte aufgrund 
der festen Zuordnung wegen des Erhalts der kinderbezogenen Anteile 
im Familienzuschlag den erhöhten Bemessungssatz erhält, würde zu 
einer nicht zu rechtfertigenden Übervorteilung führen, die nicht sachge-
recht ist. Der Grundsatz, dass der erhöhte Bemessungssatz nur einmal 
gewährt wird, würde damit umgangen. Damit entfällt der erhöhte Bemes-
sungssatz für den bisher gemeinsam bestimmten Berechtigten, der nicht 
die kinderbezogenen Anteile im Familienzuschlag erhält. Es obliegt den 
Beihilfeberechtigten, durch eine Änderung der Kindergeldberechtigung 
und der damit einhergehenden Zuordnung der kinderbezogenen Anteile 
im Familienzuschlag die Voraussetzungen für die Zuordnung des erhöh-
ten Bemessungssatzes zu erreichen, wenn sie die bisherige Zuordnung 
des erhöhten Bemessungssatzes beibehalten wollen. Hierbei ist auch 
zu beachten, dass der kinderbezogene Anteil im Familienzuschlag un-
abhängig von einer Teilzeit auch dann in voller Höhe gezahlt wird, wenn 
beide Elternteile zusammen mindestens die Regelarbeitszeit eines Voll-
zeitbeschäftigten erreichen. Vor diesem Hintergrund ist eine Änderung 
der Kindergeldberechtigung auch zumutbar.

Durch die Änderung in Satz 6 wird klargestellt, dass sich neben den Bei-
hilfeberechtigten auch für berücksichtigungsfähige Angehörige, die frei-
willige Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sind, der Beihil-
febemessungssatz auf 100 vom Hundert der Aufwendungen, die nach 
Abzug der zustehenden Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung von den beihilfefähigen Aufwendungen verbleiben, erhöht. Damit 
wird berücksichtigt, dass dieser Personenkreis für die Beiträge zur ge-
setzlichen Krankenversicherung selbst aufkommt und nur in seltenen 
Fällen Leistungen der Beihilfe in Anspruch nimmt. Eine Erhöhung des 
Bemessungssatzes erfolgt nicht bei Leistungen, an denen sich die ge-
setzliche Krankenversicherung nicht beteiligt. In diesen Fällen finden die 
sonstigen Bemessungssätze Anwendung.

Zu Absatz 4a

Die bislang in der Thüringer Beihilfeverordnung geregelten Eigenbetei-
ligungen für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen im Krankenhaus 
in Form von gesondert berechneten wahlärztlichen Leistungen sowie 
einer gesondert berechneten Unterkunft werden inhaltlich unverändert 
aufgrund des Wesentlichkeitsgrundsatzes nunmehr gesetzlich geregelt. 
Der Vorbehalt des Gesetzes gilt nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts auch für das Beihilferecht. Dies folgt aus der au-
ßergewöhnlichen Bedeutung der Beihilfe und ihres Wechselbezugs zu 
den Besoldungs- und Versorgungsbezügen, wobei jedenfalls die Geset-
zesbindung der Besoldung zu den hergebrachten Grundsätzen des Be-
rufsbeamtentums im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes 
gehört. Daher müssen zum einen die tragenden Strukturprinzipien des 
Beihilfensystems gesetzlich festgelegt werden. Zum anderen muss der 
parlamentarische Gesetzgeber die Verantwortung für wesentliche Ein-
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schränkungen des Beihilfestandards übernehmen. Ansonsten könnte die 
Exekutive das durch die Besoldungs- und Versorgungsgesetze festge-
legte Alimentationsniveau durch Streichungen und Kürzungen von Bei-
hilfeleistungen eigenmächtig absenken. Aufgrund dessen liegt es nach 
Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts nahe, Beihilfekürzungen 
in Form von Selbstbeteiligungen unmittelbar durch Gesetz zu regeln, 
wenn sie die Schwelle der Geringfügigkeit überschreiten. Aus Gründen 
der Rechtssicherheit ist daher die Regelung der Eigenbeteiligungen 
nach Art und Höhe durch Gesetz angezeigt. Die entsprechende Rege-
lung aus der Thüringer Beihilfeverordnung wurde übernommen. Die An-
wendung dieser Regelung kann unter Umständen dazu führen, dass es 
nicht zur Auszahlung von Beihilfe für die Inanspruchnahme von wahl-
ärztlichen Leistungen kommt. Für solche Ausnahmefälle kann in Härte-
fällen die Regelung des Absatzes 4 Satz 9 zur Anwendung gelangen.

Zu Absatz 4b

In der Thüringer Beihilfeverordnung wurden bislang aufgrund der be-
stehenden gesetzlichen Ermächtigung nach Absatz 7 Eigenbehalte und 
Belastungsgrenzen geregelt. Mit dem neu eingefügten Absatz 4b erhal-
ten diese Regelungen inhaltlich unverändert aufgrund des Wesentlich-
keitsgrundsatzes nunmehr Gesetzesrang. Auf die Begründung zu Ab-
satz 4a wird verwiesen.

Zu Absatz 6

Mit Wirkung vom 1. Januar 2020 wurde die pauschale Beihilfe neben der 
bisherigen individuellen Beihilfe als zusätzliche Form der Beihilfegewäh-
rung eingeführt. Nach Satz 5 können bei der Bemessung der pauscha-
len Beihilfe die Beiträge für die Krankheitskostenvollversicherung für die 
nach Absatz 2 Satz 2 berücksichtigungsfähigen Angehörigen berück-
sichtigt werden. Nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 sind berücksichtigungsfähi-
ge Angehörige der Ehegatte oder eingetragene Lebenspartner, soweit 
die Einkünfte im zweiten Kalenderjahr vor der Stellung des Beihilfean-
trages 18.000 Euro nicht übersteigen. Diese Formulierung stellt nur auf 
die Anträge für die individuelle Beihilfe ab, bei der regelmäßig Beihil-
feanträge gestellt werden und somit jeweils vor Beihilfegewährung ge-
prüft wird, ob die Einkommensgrenze im Vorvorkalenderjahr nicht über-
schritten wurde. Bei der pauschalen Beihilfe wird hingegen nur einmal 
ein Antrag gestellt. Mit der Verbescheidung dieses Antrages wird auch 
nur über den Grundanspruch des Beihilfeberechtigten auf pauschale 
Beihilfe entschieden. Besteht der Grundanspruch auf pauschale Beihil-
fe, richtet sich die Höhe der zu gewährenden Beihilfe nach den jeweils 
aktuellen Krankenversicherungsbeiträgen und Einkommensverhältnis-
sen. Ob bei der Bemessung der pauschalen Beihilfe die Beiträge be-
rücksichtigungsfähiger Ehegatten oder eingetragener Lebenspartner 
zu berücksichtigen sind, hat sich daher danach zu richten, ob im zwei-
ten Kalenderjahr vor dem jeweils laufenden Kalenderjahr die Einkünfte 
einen Betrag in Höhe von 18.000 Euro nicht überschritten haben. Dies 
wird mit der Änderung des Satzes 5 klargestellt.

Die Änderung in Satz 6 ist eine redaktionelle Anpassung und Anglei-
chung an die Änderung nach Nummer 6.

Zu Absatz 7

Mit der Neufassung des Absatzes 7 wird die Ermächtigungsgrundla-
ge für den Erlass der Thüringer Beihilfeverordnung aufgrund des Be-
stimmtheitsgebots mit Blick auf Inhalt, Zweck und Ausmaß konkretisiert 
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und ergänzt und systematisch nach drei Kategorien geordnet, ohne die 
materielle Rechtslage für die Beihilfeberechtigten und ihren Angehöri-
gen zu verändern.

Die erste Kategorie betrifft den Kreis der beihilfeberechtigten Personen 
und der berücksichtigungsfähigen Angehörigen. Hierin wird eine kon-
krete Ermächtigung neu aufgenommen, das Verfahren der Berücksich-
tigung sowie zur Einkünfteermittlung bezüglich berücksichtigungsfähi-
ger Ehegatten oder eingetragener Lebenspartner zu regeln. Das betrifft 
Bestimmungen über den Widerrufsvorbehalt, soweit der Gesamtbetrag 
der Einkünfte bereits im laufenden Kalenderjahr nicht erreicht wird, die 
neben dem Einkommensteuerbescheid vorzulegenden Nachweise, aus 
denen sich beispielsweise die Einkünfte aus Kapitalvermögen oder aus-
ländische Einkünfte ergeben, sowie die Art und Weise der Berücksichti-
gung dieser Einkünfte bei der Einkünfteermittlung. Ferner wird eine kon-
krete Ermächtigung zur Regelung von Konkurrenzen für den Fall des 
Zusammenreffens mehrerer Beihilfeberechtigungen sowie mehrerer Bei-
hilfeberechtigter aufgenommen.

Die zweite Kategorie betrifft den Inhalt und den Umfang der Beihilfen. 
Hier werden einerseits bislang bestehende Ermächtigungen unverän-
dert übernommen oder teilweise konkretisiert sowie andererseits kon-
krete Ermächtigungen neu aufgenommen. Die Ermächtigung zur Re-
gelung des Ausschlusses der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für 
Arznei-, Heil- und Hilfsmittel wird dahin gehend konkretisiert, dass ne-
ben den Aufwendungen für Mittel, die der allgemeinen Lebenshaltung 
zuzurechnen sind, zum Beispiel Mittel, die geeignet sind, Güter des täg-
lichen Bedarfs zu ersetzen, oder Vitaminpräparate, auch Aufwendungen 
für solche Mittel, bei deren Anwendung eine Erhöhung der Lebensqua-
lität im Vordergrund steht, ausgeschlossen werden können. Davon er-
fasst sind Mittel, die zur Behandlung der erektilen Dysfunktion, Rauch-
entwöhnung, Abmagerung und Zügelung des Appetits, Regulierung des 
Körpergewichts und Verbesserung des Haarwuchses bestimmt sind. 
Auch im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung werden keine 
Leistungen für Präparate gewährt, die zur Erhöhung der Lebensqualität 
dienen. Da die Thüringer Beihilfeverordnung bereits entsprechende Re-
gelungen vorsieht, wird die materielle Rechtslage nicht verändert. Neu 
aufgenommen wird eine Ermächtigung, nach der die Beihilfefähigkeit 
von Aufwendungen für medizinisch notwendige Leistungen, die als Fol-
ge von medizinisch nicht notwendigen körperlichen Eingriffen entstehen, 
ausgeschlossen werden kann. Unter diesen Ausschluss fallen insbeson-
dere Untersuchungen und Behandlungen, die sich aufgrund von Kompli-
kationen bei medizinisch nicht notwendigen kosmetischen Operationen 
oder Behandlungen ergeben. Gleiches gilt in Bezug auf zu behandeln-
de Komplikationen, die infolge von Tätowierungen, Piercings und Ähn-
lichem auftreten. Diese begründen sich alleinig durch die Entscheidung 
der Beihilfeempfänger, aus gesundheitsfremden, medizinisch nicht indi-
zierten Erwägungen komplikationsanfällige körperliche Eingriffe vorneh-
men zu lassen. Das finanzielle Risiko solcher Komplikationen ist nicht 
der Allgemeinheit durch die Anerkennung einer Beihilfefähigkeit zuzu-
weisen. Dieses Risiko trägt vielmehr der jeweilige Beamte, indem eine 
Beihilfefähigkeit ausgeschlossen werden kann. Ferner wird eine konkre-
te Ermächtigung für die Beschränkung oder den Ausschluss der Beihil-
fefähigkeit zu Aufwendungen aufgenommen, die in Ländern außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union erbracht werden. Des Wei-
teren wird eine konkrete Ermächtigung zur Regelung von Konkurrenzen 
für den Fall des Zusammenreffens des Beihilfeanspruchs mit anderen 
Ansprüchen aufgenommen. Hiernach können im Verordnungswege ins-
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besondere konkretisierende Regelungen zu den Leistungen, die nach 
Absatz 5 Satz 2 zu berücksichtigen sind, getroffen werden. Zudem wird 
die bislang bereits bestehende Ermächtigung für die Regelung des Ei-
genbehalts aufgrund seiner nunmehr betragsmäßigen gesetzlichen Nor-
mierung angepasst, indem künftig lediglich Ausnahmen vom Abzug des 
Eigenbehalts in der Thüringer Beihilfeverordnung geregelt werden kön-
nen. Diese Ausnahmen senken das Alimentationsniveau nicht ab, son-
dern behalten es unverändert bei. Daher ist eine gesetzliche Normierung 
dieser Ausnahmen mit Blick auf die oben dargestellte Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts nicht erforderlich, zumal einer solchen 
Regelung die für das Beamtenrecht zuständigen Ausschüsse des Land-
tags zustimmen müssen.

Die dritte Kategorie betrifft das Verfahren der Beihilfegewährung. Hierin 
wird zum einen eine konkrete Ermächtigung für die Antragstellung mit-
tels technischer Verfahren aufgenommen. Hierdurch wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass sich das Aufkommen der elektronischen An-
tragstellung stetig erhöht und damit gegebenenfalls verfahrensrechtli-
che Regelungen erforderlich werden, die im Wege der Rechtsverord-
nung erlassen werden können. Zum anderen ist es erforderlich, mit 
Blick auf die bestehende Kooperation mit dem Freistaat Bayern in Bei-
hilfeangelegenheiten eine konkrete Ermächtigung für den Bereich des 
Landes zu implementieren, das Verfahren der papierlosen Sachbear-
beitung im Wege der Rechtsverordnung auszugestalten. Hiervon um-
fasst sind alle möglichen Formen der Datenverarbeitung nach Artikel 4 
Nr. 2 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.05.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35), insbesondere das Erfas-
sen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, den Abgleich oder 
die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernich-
tung. Durch die Aufnahme einer konkreten Ermächtigung, Regelungen 
bezüglich der Durchführung der Direktabrechnung erlassen zu dürfen, 
wird die zunehmende Bedeutung dieser Abrechnungsart berücksichtigt. 
Der Verordnungsgeber erhält damit die Möglichkeit, entsprechend erfor-
derliche Verfahrensregelungen zu erlassen. Aufgrund der gesetzlichen 
Normierung der Belastungsgrenzen müssen im Verordnungswege nur 
noch verfahrensrechtliche Bestimmungen für die Ermittlung im Einzel-
fall getroffen werden. Neu aufgenommen wurde mit Blick auf die Anfor-
derungen an Inhalt, Zweck und Ausmaß konkrete Ermächtigungen, die 
Zahlung der Beihilfe nach dem Tod der oder des Beihilfeberechtigten 
und eine Ausschlussfrist für die Beantragung von Beihilfe in der Rechts-
verordnung zu regeln. Eine weitere konkrete Ermächtigung bezieht sich 
auf die Regelung der Beteiligung von Gutachtern sowie sonstigen ge-
eigneten Stellen zur Überprüfung der Notwendigkeit und Angemessen-
heit einzeln geltend gemachter Aufwendungen einschließlich der Über-
mittlung der erforderlichen Daten.

Die bisherigen Sätze 3 und 4 wurden unverändert in die Neufassung 
übernommen.

Zu Absatz 8

Die Verweisung auf die Verordnung (EU) 2016/679 wird redaktionell an-
gepasst.
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Zu Absatz 9

Absatz 9 enthält die Ermächtigung für den Einsatz von automationsge-
stützten Systemen (Risikomanagementsysteme) im Verfahren der Bei-
hilfebearbeitung. Zudem sind die Anforderungen, die an ein Risikoma-
nagementsystem zu stellen sind, sowie der Schutz vor Veröffentlichung 
des Risikomanagementsystems geregelt. Ein Risikomanagement besteht 
aus der systematischen Erfassung und Bewertung von Risikopotenzia-
len sowie der Steuerung von Reaktionen in Abhängigkeit von den fest-
gestellten Risikopotenzialen. Ziel des Risikomanagements kann es al-
lerdings nicht sein, jedes abstrakt denkbare Risiko auszuschalten. Das 
Risikomanagement hat vielmehr zum Ziel, 
1. unberechtigte Beihilfeauszahlungen zu verhindern und damit präven-

tiv zu wirken, 
2. gezielt Betrugsfälle aufzudecken, zumindest aber die Chancen ihrer 

Aufdeckung deutlich zu erhöhen, 
3. die individuelle Fallbearbeitung durch eine risikoorientierte Steue-

rung der Bearbeitung zu optimieren und 
4. die Bearbeitungsqualität durch Standardisierung der Arbeitsabläufe 

bei umfassender Automationsunterstützung nachhaltig zu verbes-
sern. 

Das Risikomanagement hilft dabei, mit den vorhandenen Ressourcen 
das bestmögliche Ergebnis im Spannungsverhältnis zwischen rechtmä-
ßiger Beihilfebearbeitung einerseits und zeitnahem und wirtschaftlichem 
Verwaltungshandeln andererseits zu erreichen. Mit Blick auf den We-
sentlichkeitsgrundsatz werden die qualitativen und quantitativen Min-
destanforderungen, welche an ein solches Risikomanagementsystem 
zu stellen sind, in Satz 3 geregelt. Um zu verhindern, dass Beihilfebe-
rechtigte ihr Verhalten am Risikomanagement ausrichten, dürfen nach 
Satz 4 Einzelheiten des Risikomanagementsystems nicht veröffentlicht 
werden, soweit dadurch die Rechtmäßigkeit der Beihilfefestsetzung ge-
fährdet werden könnte.

Zu Nummer 19

Aufgrund der Neubekanntmachung des Thüringer Beamtenversorgungs-
gesetzes (ThürBeamtVG) wird die Verweisung hinsichtlich des Datums 
und der Fundstelle auf dieses Gesetz redaktionell angepasst.

Zu Nummer 20

In der Verordnung (EU) 2016/679 ist Verarbeiten als jeder mit oder 
ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang definiert. Da-
mit wird das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die 
Speicherung, die Anpassung oder die Veränderung abgebildet. Die zu-
sätzliche Erlaubnis des Nutzens von Daten ist damit überflüssig. Eine 
Verarbeitung zu anderen Zwecken liegt nicht vor, wenn Personalakten-
daten ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet 
werden. Gleiches gilt im Rahmen der Datensicherung. Mit Satz 2 wird 
auf die Zulässigkeit einer Verarbeitung zu anderen Zwecken in Artikel 6 
Abs. 4 der Verordnung (EU) 2016/679 hingewiesen. Die nach Satz 2 
bei einer Zweckänderung durchzuführende Vereinbarkeitsprüfung führt, 
insbesondere bei der Programmentwicklung für Personalmanagement- 
und für Bezügeabrechnungssysteme, nicht immer zu rechtssicheren Er-
gebnissen. Nach Satz 3 wird daher von der nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 
Buchst. e sowie Abs. 2 und 3 der Verordnung (EU) 2016/679 bestehen-
den Regelungsmöglichkeit Gebrauch gemacht und bestimmt, dass die 
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Weiterverarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig ist, wenn sie 
für die Entwicklung oder Änderung automatisierter Verfahren erforderlich 
ist, weil unveränderte Daten benötigt werden oder eine Anonymisierung 
oder Pseudonymisierung der Daten nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßigem Aufwand möglich wäre. Die Anforderungen an eine Anonymisie-
rung oder Pseudonymisierung nach Artikel 4 Nr. 5 der Verordnung (EU) 
2016/679 wären dann nicht erfüllt. Auch für diese Konstellation soll eine 
Weiterverarbeitung nicht oder nicht hinreichend pseudonymisierter Da-
ten zugelassen werden. Den Anforderungen des Artikel 6 Abs. 3 Satz 3 
der Verordnung (EU) 2016/679 wird durch Satz 7 Rechnung getragen. 
Danach dürfen die personenbezogenen Daten ausschließlich für Zwe-
cke der Entwicklung, Überprüfung oder Änderung automatisierter Ver-
fahren verarbeitet werden und müssen innerhalb eines Jahres nach Be-
endigung der Maßnahmen gelöscht werden. 

In § 2 Abs. 3 Satz 2 des Thüringer Datenschutzgesetzes (ThürDSG) 
ist geregelt, dass die Bestimmungen des Thüringer Datenschutzgeset-
zes für die Verarbeitung von Personalaktendaten ergänzend heranzu-
ziehen sind, wenn die datenschutzrechtliche Frage durch das Thürin-
ger Beamtengesetz nicht abschließend geregelt ist. Mit Satz 4 soll nun 
klargestellt werden, dass mangels einer entsprechenden Regelung im 
Thüringer Beamtengesetz § 17 Abs. 1 ThürDSG auch auf Personalak-
tendaten Anwendung findet. 

Mit Satz 6 wird in Verbindung mit Absatz 4 die Art und Weise der Er-
füllung der Informationspflichten nach Artikel 13 Abs. 3 oder Artikel 14 
Abs. 4 der Verordnung (EU) 2016/679 bei der Entwicklung oder Ände-
rung automatisierter Verfahren konkretisiert. Dies erfolgt regelmäßig 
durch einmalige allgemeine Bekanntmachung, wie zum Beispiel durch 
Veröffentlichung im Intranet der betroffenen Behörde, oder durch eine 
kurze Benachrichtigung, wie zum Beispiel durch einen Hinweistext auf 
der Bezügemitteilung.

In Satz 8 wird geregelt, dass bei Programmmodulen der Personalma-
nagement- und Bezügeabrechnungssysteme, die vormals in Papiersach-
akten geführte Personaldaten umfassen wie beispielsweise Reisekos-
tenabrechnungen oder die Arbeitszeiterfassung, eine Entwicklung oder 
Änderung automatisierter Verfahren nur in Gänze möglich ist. Durch die 
Verortung in § 79 ThürBG wird nach § 27 ThürDSG sichergestellt, dass 
die datenschutzrechtlichen Regelungen für die automatisierten Perso-
nalmanagement- und Bezügeabrechnungssysteme auch für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildende gelten.

Zu Nummer 21

Als Folgeänderung zu Nummer 19 ist die Verweisung in § 80 Abs. 3 
Satz 1 ThürBG redaktionell anzupassen.

Zu Nummer 22

Die Änderung ist redaktioneller Natur aufgrund der Änderung in § 41 
ThürBG.

Zu Nummer 23

Zu Buchstabe a

Mit der Änderung wird geregelt, dass auch die mit Angelegenheiten der 
Innenrevision beauftragten Beschäftigten der Organisationseinheit im 
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Rahmen der Betrugs- und Korruptionsbekämpfung Zugang zu Perso-
nalaktendaten über Beihilfen erhalten. Diese Beschäftigten sind origi-
när für die Koordinierung der Betrugs- und Korruptionsbekämpfung für 
diesen Geschäftsbereich zuständig und können insoweit unterstützend 
tätig werden. 

Zu Buchstabe b

Beihilfebelege betreffen innerhalb der Kategorie der Gesundheitsda-
ten im Sinne des Artikels 4 Nr. 15 und des Artikels 9 Abs. 1 der Verord-
nung (EU) 2016/679 einen besonders sensiblen Bereich, weil aus ihnen 
nicht nur die Tatsache einer Erkrankung, sondern auch die Art der Er-
krankung hervorgeht. Durch die Regelung der personellen Zugriffe nach 
Abschluss der Bearbeitung wird daher das Schutzniveau für Beihilfebe-
lege durch eine Zugriffsbeschränkung angemessen berücksichtigt. Die 
zulässigen Verarbeitungszwecke nach Unanfechtbarkeit des Beihilfe-
bescheids werden abschließend aufgezählt. Die Nummern 2 und 3 des 
Satzes 1 erfassen auch Zugriffe aufgrund von Hinweisen seitens einer 
computergestützten Rechnungsprüfung im Rahmen des Risikomanage-
ments. Die Einhaltung der Zugriffbeschränkung ist durch Einrichtung ge-
eigneter organisatorischer oder technischer Maßnahmen sicherzustel-
len, etwa durch Ablage unter einem zugriffsbeschränkten gesonderten 
Dateipfad oder durch Installation eines Sperrvermerks. Dauerbelege, 
die für eine laufende Bearbeitung erforderlich sind, werden nach Satz 2 
nicht von der Zugriffsbeschränkung erfasst, das heißt für diese gilt nicht 
die eingeschränkte Zweckbestimmung nach Satz 1. Dauerbelege ent-
halten Informationen, die nicht nur für die konkrete Bearbeitung des ak-
tuell eingereichten Beihilfeantrags, sondern auch für die Bearbeitung 
weiterer Beihilfeanträge des Beihilfeempfängers erforderlich und damit 
vorgreiflich sind, zum Beispiel Diagnosen, die sich auf einen längeren 
Behandlungszeitraum beziehen und für die zukünftig weitere Beihilfean-
träge zu erwarten sind, oder Bescheinigungen für dauerhaft erforderli-
che Hilfsmittel, für die von dem Beihilfeempfänger regelmäßig Beihilfe 
beantragt wird. Diese Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung, in-
dem zum einen Nachfragen durch die Beihilfestelle bei dem Beihilfeemp-
fänger vermieden werden und zum anderen das Verfahren für den Bei-
hilfeempfänger vereinfacht wird, indem erforderliche Dauerbelege nicht 
bei jeder Beihilfebeantragung wiederholt eingereicht werden müssen.

Zu Nummer 24

Die Änderung dient der Aufnahme einer Regelung, die das gemeinsame 
Arbeiten an einem IT-System mit einer Dateneingabe sowohl durch per-
sonalverwaltende Stelle als auch der anderen Stelle ermöglicht.

Zu Nummer 25

Zu Buchstabe a

Aufgrund der Einführung eines Alters- und Hinterbliebenenaltersgel-
des durch das Thüringer Altersgeldgesetz vom 4. Oktober 2021 (GVBl. 
S. 508) in der jeweils geltenden Fassung sind auch die Bestimmungen 
zur Aufbewahrung von Personalakten im Hinblick auf Altersgeldberech-
tigte und deren Hinterbliebene entsprechend anzupassen.

Zu Buchstabe b

Die Einfügung des Halbsatzes in Satz 2 bewirkt, dass Dauerbelege von 
der unverzüglichen Zurückgabe oder Vernichtung ausgenommen wer-
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den. Damit können diese für zukünftige Beihilfeanträge verwendet wer-
den. Auf die Begründung zu § 82 Abs. 3 ThürBG wird verwiesen.

Die bisherige Regelung in Satz 3 wurde konkreter gefasst. Für die Auf-
bewahrung von Belegen, die nicht von der Änderung des Gesetzes über 
Rabatte für Arzneimittel durch Artikel 4 Nr. 2 des GKV-Arzneimittelver-
sorgungsstärkungsgesetz vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1050) erfasst 
werden, wird mit Blick auf die nach § 199 Abs. 4 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs für etwaige Rückforderungen maßgebliche zehnjährige Ver-
jährungsfrist eine entsprechende Frist abschließend festgelegt.

In Satz 4 handelt es sich um eine redaktionelle Änderung der Verweisung.

Zu Buchstabe c

Auf die Begründung zu Buchstabe a, mit dem Absatz 1 geändert wird, 
wird verwiesen.

Zu Buchstabe d

Absatz 6 stellt hinsichtlich elektronisch gespeicherter Beihilfebelege eine 
Spezialbestimmung zu Absatz 2 Satz 2 und Absatz 5 dar. Abweichend 
von diesen Normen sind diese Belege nach Unanfechtbarkeit des Bei-
hilfebescheids zu sperren und fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in 
dem der Beihilfebescheid unanfechtbar geworden ist, für die Zwecke 
nach § 82 Abs. 2 und 3 zu speichern und anschließend zu löschen. Die-
se Regelung zur Verlängerung der Aufbewahrungsfrist dient damit der 
Vermeidung von Mehrfacherstattungen sowie der Ausdehnung der ef-
fektiven Betrugs- und Korruptionsbekämpfung. Denn manipulative Ab-
rechnungsmuster oder übermäßige Medikamentenverordnungen sind 
oft erst bei Betrachtung eines längeren Abrechnungszeitraums erkenn-
bar. Querschnittsprüfungen hinsichtlich Behandlungseinstufungen, Kran-
kenhaus-Fallpauschalen-Zuordnungen und Geräteeinsatz in Kliniken 
benötigen ebenfalls mehrjährige Erhebungsgrundlagen. In Anlehnung 
an die für die relevanten Strafvorschriften für Betrug und Urkundenfäl-
schung nach den §§ 263 und 267 des Strafgesetzbuchs(StGB) gelten-
de Verjährungsfrist des § 78 Abs. 3 Nr. 4, § 78 Abs. 4 und § 78a Satz 1 
StGB sollen elektronisch gespeicherte Beihilfebelege daher künftig der 
Speicherfrist des § 87 Abs. 6 ThürBG unterworfen sein. Sie sind damit 
fünf Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem der Beihilfebescheid unan-
fechtbar geworden ist, aufzubewahren und anschließend zu löschen. 

In Satz 2 ist hiervon eine Ausnahme für Dauerbelege vorgesehen. Hier-
zu wird auf die Begründung zu § 82 Abs. 3 und § 87 Abs. 2 ThürBG ver-
wiesen.

Im Zusammenwirken mit den neuen Zugriffsregelungen in § 82 Abs. 3 
ThürBG wird das Schutzniveau für die betroffenen Gesundheitsdaten 
beibehalten und punktuell noch weiter verbessert. Dies gilt sinngemäß 
auch für Belege, die im Rahmen von Heilfürsorge und Heilverfahren ein-
gereicht werden.

Zu Nummer 26

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung der Verweisung.
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Zu Nummer 27

Die Aufnahme des § 104 a ThürBG dient der Schaffung einer tragfähigen 
gesetzlichen Grundlage für die Verpflichtung der Polizeivollzugsbeam-
ten zum Tragen von Namensschildern und numerischen Kennzeichnun-
gen. Vor allem mit Blick auf das zu einer Regelung Brandenburg ergan-
gene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. September 2019, 
Aktenzeichen 2 C 32/18, in dem das Gericht Regelungen durch Verwal-
tungsvorschrift ausdrücklich für unzureichend erklärt, besteht Handlungs-
bedarf. Die Aufnahme der Regelung in das Thüringer Beamtengesetz 
wird in Anlehnung an die Praxis in Hamburg gewählt. Eine Regelung im 
Landespolizeigesetz greift möglicherweise zu kurz, weil sie an der Aus-
weispflicht bei Vornahme von Amtshandlungen anknüpft. Die generelle 
Pflicht zum Tragen eines Namensschildes an der Dienstkleidung, wie 
sie derzeit in Thüringen praktiziert wird, zwingt die Beamtinnen und Be-
amten hingegen auch in Situationen außerhalb konkreter polizeilicher 
Maßnahmen zur Preisgabe ihres Nachnamens, in denen sie einfach nur 
präsent sind. Vor diesem Hintergrund erscheint eine Regelung im Thürin-
ger Beamtengesetz in regelungssystematischer Hinsicht zielführender.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 Satz 1 wird die bislang lediglich durch Verwaltungsvorschrift 
geregelte Trageverpflichtung für Namensschilder auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. Dies ist erforderlich, weil die Kennzeichnungspflicht 
als Eingriff in das informationelle Selbstbestimmungsrecht des Beam-
ten einer gesetzlichen Grundlage bedarf. In Satz 2 wird für geschlosse-
ne Einsätze anstelle des Namensschildes das Tragen einer repersona-
lisierbaren numerischen Kennzeichnung angeordnet. Damit wird durch 
den Gesetzgeber für eine in der Regel besonders konfliktträchtige Ka-
tegorie von Einsätzen eine Abwägung bereits vorweggenommen. Durch 
Satz 3 sind die grundsätzlich zulässigen Ausnahmen von der Tragepflicht 
benannt und der Rahmen zum Erlass von Ausnahmen von der grund-
sätzlichen Trageverpflichtung abgesteckt. Beispiele für zulässige Aus-
nahmen könnten Einsätze von Spezialeinheiten oder Dienstverrichtun-
gen sein, bei denen besondere Schutzkleidung zu tragen ist. 

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 ist die Grundlage für die zur Umsetzung der numerischen 
Kennzeichnung erforderlichen Datenverarbeitungen. Satz 2 unterstreicht 
den Schutzbedarf der numerischen Kennzeichnung als personenbezo-
genes Datum. Satz 3 enthält eine enge Zweckbindungsregelung für eine 
Nutzung der Daten. In Satz 4 sind Löschfristen geregelt.

Zu Absatz 3

Durch Absatz 3 ist das für die Polizei zuständige Ministerium zum Erlass 
konkretisierender Bestimmungen durch Verwaltungsvorschrift ermäch-
tigt. Der Gesetzgeber bestimmt damit die wesentlichen Regelungen im 
Zusammenhang mit der Kennzeichnungspflicht selbst, indem ersicht-
lich wird, in welchen Fällen und mit welcher Tendenz von der Ermäch-
tigung Gebrauch gemacht werden soll und welchen Inhalt die Verwal-
tungsvorschrift haben kann. 

Zu Nummer 28

Die Polizeidienstfähigkeit orientiert sich an den besonderen gesundheit-
lichen Anforderungen sämtlicher Ämter des Polizeivollzugsdienstes; sie 
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ist Bestandteil des Berufsbilds eines jeden Polizeivollzugsbeamten un-
abhängig von der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit. Ergeben sich Zwei-
fel an der Polizeidienstfähigkeit, richtet sich das Verfahren nach den Vor-
gaben des § 105 ThürBG.

Besonders gefahrgeneigte Tätigkeiten innerhalb des Polizeivollzugs-
dienstes können gesundheitlichen Anforderungen unterliegen, die über 
die regelmäßige Polizeidienstfähigkeit hinausgehen. Der Dienstherr 
muss sich in diesen Fällen versichern können, dass die Beamten vor 
Aufnahme der Tätigkeit und in regelmäßigen Abständen während der 
Ausübung der Tätigkeit den erhöhten gesundheitlichen Anforderungen 
entsprechen. Es handelt sich mithin um eine an den spezifischen An-
forderungen besonders gefahrgeneigter Tätigkeiten im Polizeivollzugs-
dienst ausgerichtete Untersuchung der gesundheitlichen Eignung, die 
über § 33 ThürBG hinausgeht. Die Notwendigkeit solcher Eignungsun-
tersuchungen ergibt sich dabei insbesondere aus der Fürsorgeverpflich-
tung gegenüber den einzelnen Beamten und der Verantwortung zum 
Schutz überragender Rechtsgüter Dritter. Die Übertragung besonders 
gefahrgeneigter Tätigkeiten setzt daher voraus, dass im Ergebnis der 
Eignungsuntersuchung keine gesundheitlichen Bedenken gegen die Art 
der vorgesehenen Tätigkeiten bestehen. Durch die Übermittlung der Un-
tersuchungsergebnisse wird der Dienstvorgesetzte in die Lage versetzt, 
durch geeignete organisatorische oder personelle Maßnahmen die mit 
der Tätigkeit verbundenen Gefährdungen für die Beamten selbst, aber 
auch für - gegebenenfalls unbeteiligte - Dritte zu minimieren, indem ge-
sundheitliche Einschränkungen rechtzeitig erkannt werden und dadurch 
auch beispielsweise dem Fehlgebrauch von Führungs- und Einsatzmit-
teln vorgebeugt wird. Das Untersuchungsergebnis kann polizeiärztlich 
mit Auflagen, beispielsweise weitere Facharztkonsultationen oder eine 
zeitnahe Wiedervorstellung auch im kürzeren Intervall, versehen wer-
den, wenn diese für die Feststellung der Eignung erforderlich sind.

Kein geeignetes Instrument ist hierfür die etablierte arbeitsmedizinische 
Vorsorge, die dem frühzeitigen Erkennen und Verhüten arbeitsbedingter 
Erkrankungen im überwiegenden Interesse der Beschäftigten dient und 
dementsprechend keine Übermittlung des Ergebnisses an den Dienst-
herrn vorsieht. 

Verfassungsrechtlich ist mit der Durchführung von körperlichen Unter-
suchungen unter Nutzung von invasiven Untersuchungsmethoden ein 
Eingriff in das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit nach Artikel 2 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen verbunden. Zudem wird mit der An-
ordnung zur Untersuchung in das Persönlichkeitsgrundrecht nach Ar-
tikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie im Hinblick auf die Erhebung, 
Speicherung und Weitergabe persönlicher Daten in das Grundrecht der 
informationellen Selbstbestimmung nach Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung 
mit Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes beziehungsweise auf Schutz per-
sonenbezogener Daten nach Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen eingegriffen. Zur verfassungsgemäßen Rechtfertigung 
bedarf es insoweit zum einen dieser gesetzlichen Grundlage und zum 
anderen eines legitimen öffentlichen Zweckes, der vorliegend durch die 
Notwendigkeit der konkreten gesundheitlichen Eignung für die zu be-
trauenden Aufgaben beziehungsweise Verbleib in diesen Aufgaben, 
die besondere gesundheitliche Anforderungen mit sich bringen, sowie 
durch den Fürsorgeaspekt in Bezug auf die Polizeivollzugsbeamten so-
wie durch den damit einhergehenden Schutz überragender Rechtsgü-
ter Dritter gegeben ist. 
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Die Bestimmung der Tätigkeitsfelder für die Eignungsuntersuchung 
sowie der entsprechende Untersuchungsumfang und -intervall erfolgt 
durch Verwaltungsvorschrift. Grundsätzlich in Frage kommen die Ver-
wendung in Spezialeinheiten, als Entschärfer, als Taucher, das Arbeiten 
mit Absturzgefahr sowie im Kontext mit dem bereits nach dem Luftver-
kehrsgesetz implementierten Untersuchungen die Tätigkeit als fliegen-
des Personal in Frage. 

Zu Nummer 29

Absatz 4 enthält eine dem § 25 Abs. 5 ThürBG vergleichbare Ausnah-
meregelung. Insoweit wird auf die Begründung zu Nummer 1 verwiesen. 

Zu Nummer 30

Aufgrund der neu eingefügten §§ 104 a und 105 a ist eine Konkretisie-
rung der Verweisung für den Bereich des Justizvollzugs erforderlich, 
weil diese neu eingefügten Paragrafen für den Justizvollzug nicht not-
wendig sind. 

Zu Nummer 31

Eine Meldung oder Offenlegung nach dem Hinweisgeberschutzgesetz 
beinhaltet ein Begehren auf Abhilfe eines Verstoßes. Ein solches Be-
gehren ist von Beamten grundsätzlich nur unter Einhaltung des Dienst-
wegs im Sinne des § 114 Abs. 1 ThürBG möglich. Aus diesem Grund 
wird daher Absatz 3 eingefügt, um dem Hinweisgeberschutzgesetz Rech-
nung zu tragen.

Zu Nummer 32

Es erfolgt eine redaktionelle Aktualisierung der Verweisung auf das Thü-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

Zu Nummer 33

Die redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht ist aufgrund der vor-
stehenden Änderungen erforderlich.

Zu Artikel 2 (Änderung des Thüringer Laufbahngesetzes)

Zu Nummer 1

Die Notwendigkeit der Erweiterung des Anwendungsbereichs folgt aus 
der Möglichkeit, den Vorbereitungsdienst anstelle im Rahmen eines Be-
amtenverhältnisses auf Widerruf in einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis absolvieren zu können. 

Des Weiteren erfolgt eine redaktionelle Anpassung der beabsichtigten 
Verweisung auf das Thüringer Richter- und Staatsanwältegesetz.

Zu Nummer 2

Bei der Änderung handelt es sich um eine klarstellende Anpassung, 
da der Ministerpräsident nicht Leiter einer obersten Landesbehörde ist. 
Aufgrund seines Vorsitzes innerhalb der Landesregierung ist das § 3 
Abs. 2 Nr. 2 ThürLaufbG zugrundeliegende besondere Vertrauensver-
hältnis als Voraussetzung für die Tätigkeit als persönlicher Referent zu-
mindest gleichsam gegeben.
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Die Änderung wird zum Anlass genommen, die Verweisung auf § 6 des 
Thüringer Gleichstellungsgesetzes entsprechend den gesetzestechni-
schen Vorgaben redaktionell anzupassen.

Zu Nummer 3

Aus Klarstellungsgründen wird neben dem Prüfungsverfahren nun auch 
das Auswahlverfahren benannt und der Nachteilsausgleich ausdrücklich 
neben dem Prüfungsverfahren auch auf das Auswahlverfahren bezogen.

Zu Nummer 4

Schwierigkeiten in der Differenzierung und Zuordnung der jeweils erfor-
derlichen Zugangsvoraussetzungen haben das Bedürfnis offenbart, die 
bisherige Unterscheidung der Fachrichtung des nichttechnischen Ver-
waltungsdienstes von der Fachrichtung des wirtschafts-, gesellschafts- 
und sozialwissenschaftlichen Dienstes aufzugeben. Eine entsprechen-
de Überleitungsbestimmung für Beamte, die bis zum Inkrafttreten dieses 
Mantelgesetzes in dieser Fachrichtung verbeamtet wurden, werden in 
§ 53 Abs. 5 ThürLaufbG aufgenommen.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, mit der Auslegungs-
schwierigkeiten begegnet wird.

Zu Nummer 6

Das Thüringer Laufbahngesetz eröffnet bereits jetzt die Möglichkeit, im 
Wege einer Rechtsverordnung unmittelbar für eine Laufbahn qualifizie-
rende Abschlüsse festzulegen. Die nunmehr vorgenommene Änderung 
führt dazu, dass Absolventen dieser Ausbildungsgänge die Laufbahn-
befähigung erlangen, ohne dass es eines zusätzlichen Anerkennungs-
verfahrens bedarf. Die Bildungs- oder Studieneinrichtung beurkundet 
die Laufbahnbefähigung auf der Urkunde über den Abschluss des Bil-
dungs- oder Studiengangs.

Diese Möglichkeit besteht neben dem Bachelor-Studiengang an der 
Hochschule Nordhausen auch für andere zukünftig durch Rechtsver-
ordnung anerkannte Bildungs- oder Studienabschlüsse in allen Fach-
richtungen und Laufbahngruppen. 

Dieses Verfahren hat zum einen den Vorteil, dass es zu keinem zusätz-
lichen Verwaltungsaufwand für die Anerkennung und Feststellung der 
Laufbahnbefähigung führt. Zum anderen besteht in Ländern, in denen 
das dortige Anerkennungsverfahren voraussetzt, dass die Laufbahnbe-
fähigung in einem anderen Land bereits erworben, das heißt anerkannt 
wurde, die Möglichkeit der unmittelbaren Verbeamtung der Absolventen 
aus Thüringen. Diese Steigerung der Attraktivität des Studiengangs führt 
zu Entscheidungen für ein Studium in Thüringen und fördert damit die 
angesichts des Fachkräftemangels zunehmend wichtige Nachwuchsge-
winnung für die öffentlichen Verwaltungen in Thüringen. Die Zuordnung 
zu einer Fachrichtung nach Thüringer Laufbahngesetz ist für die fach-
liche Zuordnung zu einer Fachrichtung in einem anderen Bundesland 
nicht bindend, weil die Gestaltung der Laufbahnen in der Zuständigkeit 
der Länder liegt und mitunter sehr unterschiedlich erfolgt. Die Anerken-
nung erfolgt auch in anderen Bundesländern grundsätzlich unter Be-
rücksichtigung der fachlichen Ausrichtung und der dortigen Zuordnung 
zu den jeweils bestehenden Fachrichtungen. 
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Zu Nummer 7

In § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 ThürLaufbG wird die Verordnungsermächti-
gung ergänzt und damit die Regelungsmöglichkeit des Verordnungsge-
bers weiter konkretisiert.

Zu Nummer 8

Die Verweisung auf die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 
16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; 
L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60, L 268 vom 
15.10.2015, S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20) wird redaktionell hinsicht-
lich deren letzten Berichtigungen angepasst.

Zu Nummer 9

Die Gleichstellung der Verleihung eines anderen Amtes mit gleichem 
Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf-
bahngruppe (Aufstieg) mit einer Beförderung führt zu der mit der Beför-
derung verbundenen Wartefrist. Dies erscheint unter dem Regelungs-
ziel der Stärkung der Aus- und Fortbildung der Beamten und unter der 
Maßgabe der ohnehin gesetzlich festgelegten Einführungszeiten nicht 
sachgerecht. 

Gleiches gilt für die Einstellung von Richtern, die nach § 29 ranggleich 
in ein höheres Amt als das Eingangsamt der Laufbahn des höheren Ver-
waltungsdienstes wechseln. 

Zu Nummer 10

Die Änderung erfolgt zur redaktionellen Klarstellung. Absatz 4 trifft we-
sentliche Festlegungen für die Zeit der Einführung. Die Einführung um-
fasst auch Lehrgänge, deren inhaltliche Ausgestaltung sich an den von 
den Beamten zukünftig wahrzunehmenden Aufgaben orientieren sollen. 
Hierbei handelt es sich um am Einzelfall orientierte Entscheidungen. Aus 
redaktioneller Sicht wird in Satz 5 ein klarstellender Hinweis auf die be-
reits bestehende Möglichkeit der Regelungen im Rahmen einer Rechts-
verordnung aufgenommen. In diesem Zusammenhang hat auch die Strei-
chung des Satzes 6 nur klarstellende Wirkung, da es bei der Möglichkeit 
einer Rechtsverordnung nach § 51 Abs. 1 verbleibt. 

Zu Nummer 11

Die Änderung erfolgt zur redaktionellen Klarstellung nach Problemen in 
der praktischen Anwendung.

Zu Nummer 12

Der neu eingefügte § 46 a ThürLaufbG stellt eine ausdrückliche gesetz-
liche Regelung dar, die ein vorübergehendes Nebeneinander zweier Be-
amtenverhältnisse ermöglicht, wenn der Wechsel in eine andere Lauf-
bahn die Ableistung eines Vorbereitungsdienstes erfordert. 

Das Beamtenverhältnis erfasst grundsätzlich die gesamte Person des 
Beamten und besteht zum Dienstherrn insgesamt, nicht zu einer be-
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stimmten Behörde oder einem bestimmten Verwaltungszweig. Ausge-
hend hiervon können sich die Beamten nicht gleichzeitig mit vollem per-
sönlichen Einsatz der Erfüllung der dienstlichen Aufgaben aus beiden 
Beamtenverhältnissen widmen.

Setzt der Wechsel in eine höhere Laufbahngruppe oder in eine andere 
Fachrichtung derselben oder einer höheren Laufbahngruppe die Ableis-
tung eines Vorbereitungsdienstes voraus, wird für die Dauer des Vor-
bereitungsdienstes für die neue Laufbahn das Nebeneinander des Be-
amtenverhältnisses auf Lebenszeit und des Beamtenverhältnisses auf 
Widerruf beim selben Dienstherrn ermöglicht. Für die Dauer des Vor-
bereitungsdienstes ruhen die Rechte und Pflichten aus dem bereits be-
stehenden Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. Kommt die Regelung zur 
Anwendung, brauchen sich die betroffenen Beamten nicht zur Aufnah-
me des Vorbereitungsdienstes für die neue Laufbahn aus ihrem Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit entlassen lassen. 

Ferner können die genannten Beamten ihre Tätigkeit im Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit wiederaufnehmen, falls sie aus dem Vorbereitungs-
dienst ausscheiden, die Laufbahnprüfung nicht bestehen oder trotz Be-
stehen der Laufbahnprüfung nicht übernommen werden. 

Die Regelung kommt zur Anwendung, wenn sich Beamte außerhalb ei-
nes Aufstiegsverfahrens erfolgreich für die Einstellung in einen fachspe-
zifischen Vorbereitungsdienst einer höheren Laufbahn bewerben. Dies 
dürfte insbesondere bei Laufbahnen auftreten, für die überwiegend Per-
sonal rekrutiert wird, das einen fachspezifischen Vorbereitungsdienst 
abgeschlossen hat. 

Beispiel: Eine Beamtin des mittleren nichttechnischen Verwaltungs-
dienstes des Landes hat sich erfolgreich für die Einstellung in den fach-
spezifischen Vorbereitungsdienst der Laufbahn des gehobenen nicht-
technischen Dienstes, Fachgebiet staatliche allgemeine Verwaltung und 
Kommunalverwaltung des Landes, beworben. 

Die Regelung ist ferner anwendbar, wenn sich Beamte erfolgreich für 
eine Einstellung in einen Vorbereitungsdienst für dieselbe oder einer hö-
heren Laufbahngruppe einer anderen Fachrichtung beworben haben. 

Beispiel: Eine Beamtin des mittleren nichttechnischen Verwaltungsdiens-
tes des Landes hat sich erfolgreich für eine Einstellung in einen Vorbe-
reitungsdienst der Laufbahn des gehobenen Polizeivollzugsdienstes 
des Landes beworben.

Nicht von der Regelung erfasst sind Fälle, bei denen Beamte des Lan-
des in einen Vorbereitungsdienst bei einer Kommune eintreten und an-
schließend für die entsprechende Laufbahn eine Probezeit ableisten. 
In diesen Fällen besteht die neu geschaffene Möglichkeit des Eintritts 
in ein Beamtenverhältnis auf Widerruf bei einer Kommune durch Beur-
laubung nach § 67 a ThürBG, ohne dass das Beamtenverhältnis beim 
Land beendet werden muss. Damit die betroffenen Beamtinnen und Be-
amten tatsächlich einen Vorbereitungsdienst bei einer Kommune auf-
nehmen können, bedarf es für diese Zeit einer Beurlaubung durch ihre 
oberste Dienstbehörde. 

Mit § 46 a ThürLaufbG wird die Möglichkeit geschaffen, ausnahmswei-
se die Fortdauer des Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit anzuordnen. 
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Die Regelung ist nur anwendbar, wenn die betroffenen Beamten ein Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit innehaben. Da Beamte auf Probe noch 
keinen den Verbleib im Beamtenverhältnis sichernden Status erreicht 
haben, ist es nicht geboten, für sie in vergleichbarer Weise wie bei Be-
amten auf Lebenszeit Vorsorge zu treffen.

Zu Nummer 13

Redaktionelle Anpassung aufgrund der neu eingefügten §§ 48 a und 
48 b ThürLaufbG

Zu Nummer 14

Zu § 48 a:

Zu Absatz 1

Satz 1 enthält einen öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch des bis-
herigen Dienstherrn, bei dem der Beamte den Vorbereitungsdienst abge-
leistet hat (Ausbildungsdienstherr), im Falle eines Dienstherrnwechsels 
gegenüber dem neuen Dienstherrn. Die Regelung verfolgt den Zweck, 
den Ausbildungsaufwand zwischen dem Ausbildungsdienstherrn und 
dem neuen Dienstherrn angemessen zu verteilen. Deckt der Dienst-
herr seinen Personalbedarf im Wege der Abwerbung ausgebildeter Be-
amter, so muss er sich an den Kosten der letztlich ihm zugutekommen-
den Ausbildung beteiligen. Dienstherren werden damit mittelbar auch 
zur Schaffung eigener Ausbildungskapazitäten für den Beamtennach-
wuchs motiviert. Nach Satz 2 erstreckt sich die Ausbildungskostenerstat-
tung auch auf Fälle des Wechsels von einem Beamtenverhältnis in ein 
Arbeitsverhältnis, sofern der neue Arbeitgeber Dienstherrnfähigkeit be-
sitzt. Einbezogen werden damit die Fälle, in denen der neue Dienstherr 
den Bewerber als Beamten beschäftigen kann, jedoch zur Vermeidung 
von Ersatzansprüchen auf ein Arbeitsverhältnis ausweicht. In Satz 3 ist 
eine Mitteilungspflicht des neuen Dienstherrn normiert. Durch Satz 4 ist 
die Ausbildungskostenerstattung in den Fällen ausgeschlossen, in denen 
der Ausbildungsdienstherr über den eigenen Bedarf ausgebildet hat und 
der Ausgebildete auf der Suche nach einem neuen Dienstherrn durch 
die Ausbildungskostenerstattung zusätzliche Erschwernisse hätte. Nach 
Satz 5 ist der Erstattungsanspruch ausgeschlossen, wenn Beamte ei-
nen Vorbereitungsdienst absolvieren, der allgemeine Ausbildungsstätte 
im Sinne des Artikel 12 Grundgesetz ist. Grund für diesen Ausschluss 
ist der Umstand, dass bei der allgemeinen Ausbildungsstätte die Aus-
bildungslast nicht sinnvoll organisiert werden könnte und damit der ge-
nannte Regelungszweck nicht erreicht werden kann.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Satz 1 schließt erst eine Unterbrechung zwischen dem 
Dienstverhältnis zum Ausbildungsdienstherrn und dem Dienstverhältnis 
zum neuen Dienstherrn von mehr als zwei Jahren den Tatbestand des 
Dienstherrnwechsels nach Absatz 1 aus. Ein nahtloser Übergang ist für 
einen Dienstherrnwechsel im Sinne dieser Bestimmung mithin nicht er-
forderlich. Nach Satz 2 steht bei einem Wechsel von einem Ausbildungs-
dienstherrn zu einem anderen Dienstherrn und von diesem zu einem 
nachfolgenden anderen Dienstherrn auch dem ersten anderen Dienst-
herrn seinerseits eine Erstattungsforderung gegen den nachfolgenden 
anderen Dienstherrn zu, gegebenenfalls unter Berücksichtigung einer 
zwischenzeitlichen Minderung nach Absatz 4. 
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Zu Absatz 3

In Absatz 3 ist die Höhe des Erstattungsanspruchs geregelt. Die Er-
stattungsregelung des Satzes 1 ist pauschaliert, um ihren Vollzug zu 
vereinfachen. Der Erstattungsanspruch setzt sich zusammen aus ei-
nem Grundbetrag als Ausgleich für die angefallene Besoldung wäh-
rend der Ausbildung und einer pauschalen Abgeltung für die übrigen 
Ausbildungskosten. Der Grundbetrag nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 ist ein 
für jede Laufbahngruppe einheitliches Vielfaches des Anwärtergrund-
betrages für einen Anwärter. Satz 2 trägt Laufbahnen mit kürzeren Vor-
bereitungsdiensten Rechnung, indem sich der nach Satz 1 ermittelte 
Erstattungsbetrag in dem Verhältnis, das der Dauer des kürzeren Vorbe-
reitungsdienstes entspricht, ermäßigt. Der feuerwehrtechnische Dienst 
ist aufgrund überdurchschnittlich hoher Ausbildungskosten von dieser 
Ermäßigung ausgenommen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 beinhaltet eine bei der Höhe des Erstattungsanspruchs zu be-
rücksichtigende Minderung für jedes volle Jahr der Dienstleistung bis 
zum Ausscheiden beim Ausbildungsdienstherrn oder bisherigen Dienst-
herrn. Soweit Anwärterbezüge nach § 50 Abs. 4 ThürBesG zurückzuzah-
len sind, weil im Rahmen des Vorbereitungsdienstes ein Studium absol-
viert wird und die mit der Gewährung der Anwärterbezüge verknüpften 
Auflagen nicht erfüllt wurden, mindert dies nach Satz 2 ebenfalls den 
Erstattungsbetrag.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 ist die jeweilige Zuständigkeit geregelt.

Zu § 48 b:

Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 erstreckt sich der Kostenerstattungsanspruch auch auf 
Fälle, in denen anderem Dienstherrn der abgeschlossene Ausbildungs-
aufstieg des Beamten beim vorherigen Dienstherrn zugutekommt. Dies 
gilt jedoch nur für Kosten des Ausbildungsaufstiegs im Wege der fach-
spezifischen Qualifizierung sowie im Rahmen eines Hochschulstudiums. 
Im Fall eines Ausbildungsaufstiegs, der über die Teilnahme an Vorbe-
reitungsdiensten erfolgt, macht sich der Dienstherr ohnehin eingerich-
tete Vorbereitungsdienste nutzbar, ohne dass hier ausbildungsspezifi-
sche Kosten entstehen. 

Zu Absatz 2

Gleiches wie in Absatz 1 gilt nach Absatz 2 für eine Entlassung aus dem 
Beamtenverhältnis. In diesem Fall tragen die Kosten die betroffenen Be-
amten selbst. Ausnahmen bestehen nur, wenn die Kostentragungspflicht 
für den Beamten eine besondere Härte bedeuten würde.

Zu Absatz 3

Absatz 3 beinhaltet eine bei der Höhe des Erstattungsanspruchs zu be-
rücksichtigende Minderung für jedes volle Jahr der Dienstleistung bis 
zum Ausscheiden beim bisherigen Dienstherrn. 
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Zu Absatz 4

In Absatz 4 ist die jeweilige Zuständigkeit geregelt.

Zu Nummer 15

Die Änderung in Absatz 4 erfolgt aus Gründen der Konkretisierung. Die 
Notwendigkeit der Erstellung einer dienstlichen Beurteilung folgt unmit-
telbar aus Artikel 33 Abs. 2 des Grundgesetzes. Hiervon kann im Ver-
ordnungswege keine Ausnahme gemacht werden. Die Verordnungs-
ermächtigung in § 49 Abs. 4 ThürLaufbG soll dem Verordnungsgeber 
vielmehr lediglich die Möglichkeit zur Festlegung von Ausnahmen von 
der Regelbeurteilung eröffnen.

Zu Nummer 16

Die Änderung in § 50 ThürLaufbG ist eine redaktionelle Folge der Än-
derung in § 9 Abs. 2 ThürLaufbG.

Zu Nummer 17

Die neu angefügte Nummer 8 ermöglicht es den für die jeweilige Fach-
richtung zuständigen obersten Landesbehörden, ergänzende Voraus-
setzungen für das Erreichen des ersten Amtes über dem Eingangsamt 
festzulegen. 

Zu Nummer 18

Es erfolgt eine redaktionelle Aktualisierung der Verweisung auf das Thü-
ringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz.

Zu Nummer 19

Die Änderung in Absatz 9 ist eine redaktionelle Folge der Änderung in 
§ 9 Abs. 2 ThürLaufbG. 

Durch den neu angefügten Absatz 10 werden die bisher in der Fach-
richtung des wirtschafts-, gesellschafts- und sozialwissenschaftlichen 
Dienstes befindlichen Beamten infolge der Änderung des § 9 Abs. 2 
ThürLaufbG der Fachrichtung des nichttechnischen Verwaltungsdiens-
tes gesetzlich zugeordnet.

Zu Nummer 20

Die redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht ist aufgrund der vor-
stehenden Änderungen erforderlich.

Zu Nummer 21

Die Änderungen der Anlage 1 des Thüringer Laufbahngesetzes sind 
redaktionelle Folgeänderungen der Änderungen der §§ 9 und 53 Thür-
LaufbG. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Thüringer Disziplinargesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um die Beseitigung eines Redaktionsversehens infolge 
einer Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zum 1. Janu-
ar 2005. In der früheren Fassung des § 47 Abs. 1 Satz 2 ThürDG wur-
de als nicht anzuwendende Bestimmung § 30 Abs. 1 Satz 2 VwGO ge-
nannt, der auf die Disziplinargerichtsbarkeit nicht passt. § 30 Abs. 1 
Satz 2 VwGO wurde dann mit Wirkung vom 1. Januar 2005 aufgeho-
ben. Daraufhin wurde mit Wirkung vom 1. Mai 2017 in § 47 Abs. 1 Satz 2 
ThürDG nur Satz 2 aufgehoben mit der Folge, dass der bisherige § 30 
Satz 1 VwGO als § 30 Abs. 1 nun als nicht anzuwendend ausgeschlos-
sen ist, obwohl der bisherige § 30 Abs. 1 Satz 1 VwGO als jetziger § 30 
Abs. 1 VwGO weiterhin Anwendung finden muss. 

Zu Buchstabe b

Nach § 47 Abs. 3 des Bundesdisziplinargesetzes (BDG) bestimmt sich 
das Verfahren zur Auswahl oder Bestellung der Beamtenbesitzer in Dis-
ziplinarsachen gegen Bundesbeamte nach dem jeweiligen Landesrecht. 
In Thüringen wurden die diesbezüglichen Bestimmungen bislang in dem 
Thüringer Gesetz zur Ausführung des § 47 Abs. 3 des Bundesdiszip-
linargesetzes vom 29. Januar 2002 (GVBl. S. 150) geregelt. Im Sinne 
der Deregulierung werden die Bestimmungen zur Auswahl oder Bestel-
lung der Beamtenbeisitzer in Disziplinarsachen gegen Bundesbeamte 
in das Thüringer Disziplinargesetz integriert.

Zu Nummer 2

Nach § 46 Abs. 1 Satz 2 ThürDG, der für das Oberverwaltungsgericht 
nach § 60 Abs. 2 Satz 1 ThürDG entsprechend gilt, wirken die Beamten-
beisitzer nur bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung 
nicht mit. § 62 Abs. 1 Satz 1 ThürDG in der bisherigen Fassung würde 
nach dem bloßen Wortlaut bei Disziplinarklagen, das heißt bei Klagen 
des Dienstherrn gegen den Beamten, die Mitwirkung der Beamtenbei-
sitzer auch in Fällen vorsehen, in denen die Berufung offensichtlich un-
zulässig ist, weil sie beispielsweise nach Ablauf der Berufungsfrist oder 
ohne Prozessbevollmächtigte eingelegt wurde. Für Berufungsverfah-
ren über die Klage des Beamten hingegen wird in § 64 Abs. 1 Satz 2 
ThürDG eine einfachere Regelung getroffen, weil danach eine Verwer-
fung der Berufung durch Beschluss auch ohne mündliche Verhandlung 
möglich ist, das heißt keine Mitwirkung der Beamtenbeisitzer erfordert.

Zu Nummer 3

Die jeweilige Streichung der Verweisung auf § 86 Abs. 11 ThürBeamt-
VG ist notwendig, weil es ab 31. Dezember 2016 keine Ausgleichszah-
lung mehr für die besonderen Altersgrenzen gibt und damit kein Anwen-
dungsfall denkbar ist.

Zu Nummer 4

Die Änderung der Systematik der Anrechnung von Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen auf den Unterhaltsbeitrag durch die Heranzie-
hung dieser Regelungen des Vierten Buches Sozialgesetzbuch dient 
der Verwaltungsvereinfachung. Sie entspricht zugleich der allgemeinen 
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Regelungssystematik des Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes, wo-
nach das Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen auf Unterhaltsbei-
träge unmittelbar und ohne Anwendung von Bestimmungen über das 
mindestens zu Belassende oder von Regelungen zu Höchstgrenzen 
angerechnet werden.

Zu Artikel 4 (Änderung des Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes)

Als Folgeänderung der in Artikel 1 in § 52 ThürBG geänderten Numme-
rierung wird in § 70 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 ThürBeamtVG die Verweisung 
redaktionell angepasst.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

In Absatz 1 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Mantelgesetzes ge-
regelt. 

Mit Absatz 2 erfolgt eine Folgeänderung zu einem Teil der in Artikel 3 
geregelten Änderungen. Nach § 47 Abs. 3 BDG bestimmt sich das Ver-
fahren zur Auswahl oder Bestellung Beamtenbeisitzer in Disziplinarsa-
chen gegen Bundesbeamte nach dem jeweiligen Landesrecht. Im Sinne 
der Deregulierung werden die Bestimmungen zur Auswahl oder Bestel-
lung der Beamtenbeisitzer in Disziplinarsachen gegen Bundesbeam-
te in das Thüringer Disziplinargesetz integriert. Das Thüringer Gesetz 
zur Ausführung des § 47 Abs. 3 des Bundesdisziplinargesetzes ist da-
mit aufzuheben.

Anlagen*

Endnote:

* Auf einen Abdruck der Anlagen wird verzichtet. Die Anlagen stehen unter der 
oben genannten Drucksachennummer elektronisch im Abgeordneteninforma-
tionssystem und in der Parlamentsdokumentation unter der Internetadresse 
www.parldok.thueringen.de zur Verfügung. Die Fraktionen, die Parlamenta-
rische Gruppe, die fraktionslosen Abgeordneten und die Landtagsbibliothek 
erhalten je ein Exemplar der Anlage in der Papierfassung.
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Thüringer Normenkontrollrat   Postfach 90 02 53  99105 Erfurt  geschaeftsstelle-nkr@tsk.thueringen.de 
 

 

Erfurt, 27.04.2023 
 

B e t e i l i g u n g  d e s  N o r m e n k o n t r o l l r a t e s  
gemäß Ziffern 2 Absatz 2, 4 Absätze 3 und 5 sowie 5 VV ThürNKR 

 

 

hier: Thüringer Gesetz zur Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des 
Dienstrechts 
Vorlage des TMIK, Eingang am 04.04.2023 (Vg.-Nr. 13/2023) 

 

 

Der Thüringer Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens 

geprüft. 

 

I. Sachverhalt  

Der Entwurf des Mantelgesetzes enthält Änderungen des Thüringer Beamtengesetzes 

(ThürBG), des Thüringer Laufbahngesetzes (ThürLaufbG), des Thüringer Disziplinarge-

setzes (ThürDG) und des Thüringer Personalvertretungsgesetzes (ThürPersVG), die 

nach Angaben der Gesetzesbegründung insbesondere aus der Anwendungspraxis des 

Thüringer Dienstrechts resultieren. 

Anlass für die Novellierung sind zum einen Entscheidungen neuerer Rechtsprechung zu 

den Anforderungen und zur inhaltlichen Bestimmtheit gesetzlicher Ermächtigungsgrund-

lagen und eine Änderung des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) durch den Bundesge-

setzgeber, die nun landesrechtlich umgesetzt werden. Zum anderen sind unmittelbare 

landesrechtliche Regelungen erforderlich, um bei der Kodifizierung der Beihilfe für Be-

amte der Wesentlichkeitstheorie zu genügen und hierauf begründete Maßnahmen auf 

eine hinreichende gesetzliche Grundlage zu stützen. Des Weiteren sind Änderungen im 

Laufbahnrecht für Beamtinnen und Beamte enthalten. 
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Mit der Änderung des ThürPersVG soll die Geltungsdauer der Regelung des § 37 Abs. 5 

verlängert werden, wonach Personalräte auch über den 31. Dezember 2023 hinaus die 

Möglichkeit haben sollen, Beschlüsse mittels Umlaufbeschlussverfahren, elektronischer 

Abstimmung oder Telefon- und Videokonferenz fassen zu können. 

 

II. Bewertung 

Der Normenkontrollrat hat das Gesetz unter den Gesichtspunkten der Verwaltungsverein-

fachung, des Bürokratieabbaus und der Folgenabschätzung geprüft. 

 

Zu Artikel 2 Nr. 4 (Änderung des ThürLaufbG): 

Die Regelung in § 9 Abs. 2 ThürLaufbG in ihrer bisherigen Fassung beinhaltet die Diffe-

renzierung der Laufbahnen in verschiedene Fachrichtungen, u. a. in die des „nichttechni-

schen Verwaltungsdienstes“ (§ 9 Abs. 2 Nr. 1) und des „wirtschafts-, gesellschafts- und 

sozialwissenschaftlichen Dienstes“ (§ 9 Abs. 2 Nr. 3 ThürLaufbG). 

Mit der Änderung dieser Vorschrift durch das vorliegende Mantelgesetz wird die bisherige 

Unterscheidung der Fachrichtung des nichttechnischen Verwaltungsdienstes von der 

Fachrichtung des wirtschafts-, gesellschafts- und sozialwissenschaftlichen Dienstes auf-

gegeben, in dem § 9 Abs. 2 Nr. 3 ThürLaufbG aufgehoben wird. Damit soll die in der 

Praxis teilweise schwierige Zuordnung von Zugangsvoraussetzungen und Qualifikationen 

zu der jeweiligen Laufbahn erleichtert werden, was zu einer Vereinfachung des Prüfver-

fahrens führt. 

Der Normenkontrollrat begrüßt vor dem Hintergrund des Bürokratieabbaus diese Ände-

rung der Regelung. 

 

Zu Artikel 2 Nr. 6 (Änderung des ThürLaufbG): 

Nach § 11 Absatz 1 ThürLaufbG kann eine Laufbahnbefähigung entweder durch einen 

fachspezifischen Vorbereitungsdienst, ein Aufstiegsverfahren oder durch ein Anerken-

nungsverfahren erworben werden. Im Wege einer Rechtsverordnung können bereits in 

der derzeit geltenden Fassung konkrete Abschlüsse als qualifizierend für die Laufbahn-

befähigung festgelegt werden.  

Mit der Änderung des Gesetzes soll nun das gesonderte Anerkennungsverfahren für diese 

Abschlüsse entfallen. Künftig soll es genügen, dass die jeweilige Bildungs- oder die Stu-
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dieneinrichtung die Laufbahnbefähigung auf der Urkunde über den Abschluss des Bil-

dungs- oder Studiengangs beurkundet. Das förmliche Anerkennungsverfahren ist dann 

überflüssig. 

Durch den Wegfall des Anerkennungsverfahrens für die in der Rechtsverordnung genann-

ten Bildungs- und Studiengänge wird der Verwaltungsaufwand im Rahmen des Einstel-

lungsprozesses für die Behörden gesenkt und das Verfahren zu einer Übernahme in ein 

Beamtenverhältnis beschleunigt. Zudem wird die Transparenz der laufbahnrechtlichen 

Einordnung der Bildungs- und Studiengänge erhört. Damit wird der Informations- und Be-

ratungsaufwand der Absolventinnen und Absolventen und der Bildungs- und Studienein-

richtungen erheblich gesenkt.  

Der Normenkontrollrat begrüßt vor dem Hintergrund des Bürokratieabbaus diese Ände-

rung der Regelung. 

 

Zu Artikel 5 (Änderung des ThürPersVG) 

In § 37 Abs. 5 ThürPersVG ist geregelt, dass bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023 

Beschlüsse des Personalrats „ausnahmsweise“ auch mittels Umlaufverfahren, elektroni-

scher Abstimmung oder Telefon- oder Videokonferenz erfolgen können. Mit dem Rege-

lungsvorhaben soll diese Vorschrift bis 2026 nochmals verlängert werden. Aus Sicht des 

Normenkontrollrates ist es hierbei nicht nachvollziehbar, aus welchen Gründen die Rege-

lung zwar verlängert, jedoch erneut befristet werden soll. Eine ledigliche Verlängerung 

impliziert, dass nach Ablauf der Befristung die Möglichkeit von Umlaufverfahren und digi-

talen Sitzungen wieder abgeschafft würde.  

Nach Einschätzung des Normenkontrollrates hat sich die Absenkung des bisherigen Stan-

dards – Videokonferenzen und Umlaufbeschlüsse anstelle der gemeinsamen Anwesen-

heit der Mitglieder in Präsenz – bewährt und schafft gerade bei räumlich und örtlich ge-

trennten Dienststellen eine niedrigschwellige, digitale Möglichkeit zur Beschlussfassung 

der Personalräte. Auch können in diesem Fall durch die Reduzierung von Präsenzsitzun-

gen Reisekosten eingespart werden, die eine Entlastung der Landes- und Kommunal-

haushalte bedeuten würde. Ebenso spart es für die in der Regel ehrenamtlich tätigen Per-

sonalräte Reisezeiten ein, die aufgrund einer dadurch höheren zur Verfügung stehenden 

Arbeitszeit die Dienststelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben entlasten.  
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III. Votum 

Der Thüringer Normenkontrollrat empfiehlt, den Artikel 2 Nr. 4 des Mantelgesetzes zur 

Änderung des Personalvertretungsgesetzes in der vorliegenden Fassung nicht umzuset-

zen, sondern aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung, des Bürokratieabbaus und der 

Reduzierung von Folgekosten wie folgt zu ändern: 

„In § 37 Absatz 5 des Thüringer Personalvertretungsgesetzes in der Fassung vom 23. Ja-

nuar 2020 (GVBl. S. 1), das zuletzt durch Gesetz vom 21. Dezember 2021 (GVBl. S. 592) 

geändert worden ist, werden die Wörter „Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2023“ und 

„ausnahmsweise“ gestrichen und nach dem Wort „Personalrats“ wird das Wort „können“ 

eingefügt.“ 

Damit würde die Regelung unbefristet weitergelten. 

 

 
gez. Ralf Rusch  Colette Boos-John 
Berichterstatter  Stellvertretende Vorsitzende 

 
 



2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge



Anlage 3 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 'I ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des Dienstrechts 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 7/9548 — 

1.  

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann  welter  mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 
/ 

{kW% M tsh eeli  it fit , Vei ' 

tii-11,41' 47  

1 C(4 7  is  

ReC411  

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) pind rke 
Postleitzahl, Ort 06-3-',5-6' M  le,  r h 

2.  Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

D Geschäfts- oder Dienstadresse 0 Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer 

1 
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Postleitzahl, Ort 

3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 ThürBeteildokG) 

Z 6: 0 ) 1.4 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

befürwortet, 
0 abgelehnt, 
0 ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 4 ThürBeteildokG) 

L 
, 

(A, /01-  i i m (se: ji av -I A.X. / -4 e e- hi‚  

4,S e'S.  eii ..  
/ 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 5 ThürBeteildokG) 

pe ja (Hinweis:  welter  mit Frage 6) 0 nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

per E-Mail 

0 per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6 ThürBeteildokG) 

0 ja nein  (welter  mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 



nein ja 

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 
Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

7.  

Anlage 3 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 
in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

A 144 201. 4'  4 

3 



4. Eigeninitiativ eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich eigeninitiativ beteiligt.

Mikosch, Jonas

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.



Anlage 

Formblatt zur Datenerhebung 
nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes 

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem 
Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer 
Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend erbetenen 
Angaben — soweit für sie zutreffend — zu machen. 

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende 
Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG in der Beteiligtentransparenzdokumentation 
veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den Internetseiten des 
Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie Ihre Zustimmung hierzu erteilen. 

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der Stellungnahme senden! 

Zu welchem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)? 

Thüringer Gesetz zur Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des Dienstrechts 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 7/9548 — 

1. 

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer 
Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein, GmbH, AG, eingetragene 
Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des öffentlichen Rechts, Stiftung des 
öffentlichen Rechts)? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn ja, dann weiter mit Frage 3.) 

Name Organisationsform 

Geschäfts- oder Dienstadresse 

Straße, Hausnummer (oder Postfach) 

Postleitzahl, Ort 

2 , Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson? 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1, 2 ThürBeteildokG) 

Name Vorname 

d  totiitiSC4 C:0 40/ 

0 Geschäfts- oder Dienstadresse X Wohnadresse 

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse 
wird in keinem Fall veröffentlicht.) 

Straße, Hausnummer  

1 
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Postleitzahl, Ort 

3.  Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 3 ThürBeteildokG) 

iikse renCIrsilitSelocLlistleeee  el  •*c...47`ti f'• - 

Ver- i.rtZ.,,,NP (.„414re 4. 

4.  

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher 

11 befürwortet, 
El abgelehnt, 

ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt? 

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum 
Gesetzgebungsverfahren zusammen! 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 4 ThürBeteildokG)  

CVOs"  Ac,s6,404-744,-Ä63-4,-eerigoLit .0 c. ',O/  AC.  47fip 
ocnivia.,,,prks.rfe..„ enrfatt.v. 04- ser eit 44°N 0/ 411 otoitr 

e.'se>tti,,,,elk..err est.,  fe;r.  re.iiteA.Pe alkiPQ.,Ve Orwe.,042,-.se.4 scia 
/74,4erse  ac..- %Pei Cte0/ 24/titaleACiez.pied ah - 4,033  irk)  (4,07 
4 .. r ro doz.., / . 

5.  
Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben 
einzureichen? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 5 ThürBeteildokG) 

D ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) nein 

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben: Aus welchem Anlass haben Sie sich geäußert? 

110:1Z.c4/4,7̀  ofe, eqe,e. 81e7i.01,7‘ 0.4  

,iner s icite. Ceserzer 

In welcher Form haben Sie sich geäußert? 

13 per E-Mail 

15jt. per Brief 

6.  
Haben Sie sich als Anwaltskanzlei im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen 
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt? 
(§ 5 Abs. 1 Ni. 6 ThürBeteildokG)  

CI ja nein (weiter mit Frage 7) 

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber! 

2 
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7. 
Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schriftlichen Beitrages in der 

Beteiligtentransparenzdokumentation zu? 
(§ 5 Abs. 1 Satz 2 ThürBeteildokG) 

, K ja nein 

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. Änderungen 

in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschluss des 

Gesetzgebungsverfahrens mitteilen. 

Ort, Datum Unterschrift 

44,(20i ,r,  75-  i. Y. .c.  le  

3 



Jonas Mikosch 

2c0e.  

Thüringer Landtag 
- Innen- und Kommunalausschuss - 
Jürgen-Fuchs-Str. 1 
99096 Erfurt 

08,04.2024  

Gesetzentwurf des Thüringer Gesetzes zur Änderung von Vorschriften aus dem 
Bereich des Dienstrechts (Drucksache 7/9548) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Bilay, 
sehr geehrter Herr Stöffler, 

bezugnehmend auf den Gesetzentwurf der Landesregierung zum Thüringer Gesetz zur 
Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des Dienstrechts (Drucksache 7/9548) möchte 
ich das folgende zu den §§ 48a (Ausbildungskostenerstattung) und 48b 
(Aufstiegsausbildungskostenerstattung) des Gesetzentwurfs anmerken. 

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass in dem vorliegenden Gesetzentwurf keine 
Übergangsregelungen für sich bereits in einem Vorbereitungsdienst bzw. in einem 
Ausbildungsaufstieg befindliche Anwärter getroffen werden. Ein solches Gesetz erschwert 
diesen Anwärtern damit einen Dienstherrnwechsel in einer Art und Weise, wie er von den 
betroffenen Anwärtern zu Beginn ihres Vorbereitungsdienstes nicht vorhergesehen hätte 
werden können. Dies ist für die Anwärter, die bereits Anstrengungen unternommen haben, 
den Dienstherrn nach dem Ende ihres Vorbereitungsdienstes zu wechseln und auch im 
Hinblick auf das Rückwirkungsverbot aus dem Rechtsstaatsprinzip, nicht zu empfehlen. Ich 
schlage daher das folgende vor: 

Nach Art. 1 Nr. 19 f) des Gesetzentwurfs wird folgendes eingefügt: 

g)  Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
„(6) Für Anwärter und Aufstiegsbeamte, die am Tag vor dem Inkrafttreten des 
Thüringer Gesetzes zur Änderung von Vorschriften aus dem Bereich des 
Dienstrechts vom ... [einsetzen: Datum des Erlasses dieses Gesetzes] (GVBI. S. 
[einsetzen: Seitenzahl der ersten Seite dieses Gesetzes bei der Veröffentlichung im 
GVB1]) in den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn nach den §§ 16-18 eingestellt 
wurden oder sich zu diesem Zeitpunkt in einem Ausbildungsaufstieg nach § 39 
befinden, finden die §§ 38a und 38b für deren derzeitigen Vorbereitungsdienst bzw. 
Ausbildungsaufstieg keine Anwendung." 

Weiterhin möchte ich auf die Zweckmäßigkeit der geplanten §§ 48a und 48b eingehen. 
Diese sind stark an Art. 139 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 
(GVBI. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch Verordnung vom 4. Oktober 2023 
(GVBI. S. 595) angelehnt. Die Situation in Bayern lässt sich jedoch nicht mit der in Thüringen 
vergleichen. Zum einen ist der Freistaat Bayern das größte Flächenland der Bundesrepublik 
mit einer mehr als 1000 km langen Grenze zum europäischen Ausland. 



Der Freistaat Thüringen ist indes ein relativ kleines Flächenland, das umgeben von anderen 
Bundesländern und damit zu einem 'nicht unbeachtlichen Teil damit auch von Randregionen 
zu anderen Bundesländern gekennzeichnet ist. Der Wechsel eines Thüringer Anwärters zu 
einem Dienstherrn eines anderen Bundeslandes ist somit deutlich leichter zu vollziehen als 
beispielsweise eines Bayerischen Anwärters, der an einer Grenze zum Ausland lebt. 

Es besteht somit die Gefahr, dass es zu einer Abwanderung von Thüringer Anwärtern zu 
Dienstherrn anderer Bundesländer oder aber auch zu einer in Thüringen gelegenen 
Bundesbehörde kommt, wenn ein Wechsel innerhalb des Freistaates nicht mehr realistisch 
möglich ist. Ich bin der Überzeugung, dass ein Anwärter, wenn er denn den Dienstherrn 
wirklich wechseln möchte, dies auch anstreben wird. Diese Regelung könnte damit ihr Ziel, 
die Anwärter bei ihren Ausbildungsdienstherren zu halten eher verfehlen, als es zu 
unterstützen und damit kontraproduktiv wirken. Vielmehr wäre es erfolgversprechender, die 
Konditionen bei den Ausbildungsdienstherren zu verbessern, um einen Dienstherrenwechsel 
von vornherein als nicht notwendig erscheinen zu lassen. 

Ich bitte Sie, diese Gedanken in den weiteren Prozess des Gesetzgebungsverfahren 
einfließen zu lassen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jonas Mikosch 



5. Weitere Beiträge

(Keine Dokumente vorhanden)



6. Diskussionsforum

(Keine Dokumente vorhanden)
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